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I. Teilnehmer 

Der zweite Teil der 50. Sitzungsperiode fand vom 29. No- 
vember bis 1 . Dezember 2004 in Paris statt. Der Deutsche 
Bundestag entsandte die folgende Delegation: 

Abgeordneter Ulrich Adam (CDU/CSU) 

Abgeordneter Hubert Deittert ( CDU/CSU) 

Abgeordneter Karl-Theodor v. u. z. Guttenberg (CDU/ 
CSU) 

Abgeordneter Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU) 

Abgeordneter Gerd Höfer (SPD) 

Abgeordneter Klaus Werner Jonas (SPD) 

Abgeordneter Peter Letzgus (CDU/CSU) 

Abgeordneter Eduard Lintner (CDU/CSU) 

Abgeordnete Dr. Christine Lucyga (SPD), Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses 

II. Zusammenfassung 

Die Teilnehmer waren sich einig darin, dass die Parlamen- 
tarische Versammlung der Westeuropäischen Union wei- 
terhin eine wichtige Rolle für die parlamentarische 
Kontrolle der Europäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik (ESVP) spielt. Angesichts dieser Tatsache 
sei es von großer Bedeutung, die Versammlung und damit 


die Mitwirkungsmöglichkeit der Parlamentarier beizube- 
halten. 

Zu den zentralen Themen der Versammlung gehörten die 
Zukunft der transatlantischen Beziehungen, die Präsi- 
dentschaftswahlen in der Ukraine sowie die Kooperation 
in der Verteidigungsausrüstung in Europa. 

An der Tagung nahmen neben den Delegierten aus den 
zehn WEU-Mitgliedsländem Parlamentarier aus den 
27 Partnerländern mit unterschiedlichem Status teil. 

Anlässlich des zweiten Teils der 50. Sitzungsperiode der 
Versammlung der WEU/iEVSV haben sich die Mitglieder 
mit folgenden Themen befasst: 

- die Auswirkungen des EU-Verfassungsvertrages auf 
die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP) 

- Stabilität und Sicherheit im Südkaukasus 

- Kooperation in der Verteidigungsausrüstung in Europa 

- Transatlantische Kooperation im Bereich der Verteidi- 
gungstechnologie 

- Unbemannte Kampfflugzeuge und militärische Luft- 
fahrt der Zukunft 

- die Weltraumdimension der ESVP 

- die Entwicklung der interparlamentarischen Koopera- 
tion im Mittelmeerraum 

- die Europäische Union und Friedenserhaltung in 
Afrika 

- Neue Herausforderungen für die transatlantische Ko- 
operation 

- die Entwicklung der europäischen Streitkräfte auf dem 
Balkan 

Die Versammlung führte Aussprachen mit folgenden Per- 
sönlichkeiten durch: 
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- Luc Frieden, Minister für Justiz, Haushalt und Vertei- 
digung von Luxemburg, für die kommende WEU/EU- 
Ratspräsidentschaft, 

- Alessandro Minute Rizzo, Stellvertretender General- 
sekretär der NATO 

- George lacovou, Außenminister der Republik Zypern 
Neben dem Plenum tagten folgende Ausschüsse: 

- Verteidigungsausschuss 

- Politischer Ausschuss 

- Ausschuss für die Beziehung zu den Parlamenten und 
zur Öffentlichkeit 

- Ausschuss für Geschäftsordnung 

- Haushaltsausschuss 

- Ausschuss für Technologie und Raumfahrt 

ln einer Dringlichkeitsdebatte nahm die Versammlung 
eine Entschließung zu den Präsidentschaftswahlen in der 
Ukraine an. Darin wurden die ukrainischen Behörden 
aufgefordert, zusammen mit der OSZE den Ablauf der 
Präsidentschaftswahlen sowie die Ergebnisse zu beobach- 
ten. Gleichzeitig werden alle Parteien dazu aufgerufen, 
von Provokation und der Anwendung von Gewalt abzuse- 
hen. Darüber hinaus betonte die Versammlung die Bedeu- 
tung des Landes als „strategisch wichtiger Nachbar“ für 
die EU. 

III. Schwerpunkt der Beratungen 

29. November 2004 

Ansprache des Präsidenten Marcel Glesener 

Nach Überzeugung des luxemburgischen Präsidenten der 
WEU-Versammlung, Marcel Glesener, ist ein parlamen- 
tarisches Forum zur Kontrolle der Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP) heute wichtiger 
als je zuvor. Gleichzeitig warf er den Regierungen der 
WEU-Mitgliedstaaten vor, die Errungenschaften der Or- 
ganisation heruntergespielt zu haben, ln seiner Eröff- 
nungsansprache sagte Glesener, je mehr die europäische 
Sicherheitspolitik Realität werde, desto wichtiger werde 
ein Forum, in dem sich Parlamentarier informieren und in 
einen Dialog mit den Entscheidungsträgem auf der euro- 
päischen Ebene treten können. Diese Möglichkeit gebe es 
bisher nicht in der Europäischen Union, so dass die Ar- 
beit der Versammlung weiterhin von Bedeutung sei. Die 
Regiemngen hätten den Fehler gemacht, den 50. Geburts- 
tag der WEU nicht gebührend zu beachten. Ohne die visio- 
näre Arbeit der Versammlung, so Glesener, hätte die 
Europäische Union keine solide Gmndlage für die Euro- 
päische Sicherheits- und Verteidigungspolitik vorgefün- 
den, die sie nun weiterentwickeln könne. 

Die Regiemngen der WEU-Staaten hätten gut daran ge- 
tan, von einer Kündigung des geänderten Brüsseler Ver- 
trages abzusehen. „Diese Regiemngen haben offenbar be- 
griffen, dass ein Überdenken der Rolle der Parlamentarier 
und vor allem dieser Versammlung notwendig ist.“ Die 
Regiemngen müssten sich entscheiden, ob sie ein durch 


und durch demokratisches Europa wollten oder ob sie die 
Mitglieder der nationalen Parlamente isolieren und dis- 
tanzieren wollten. Glesener übte harte Kritik an der 
WEU/EU-Ratspräsidentschaft der Niederländer, deren 
Außenminister es versäumt habe, der Versammlung einen 
Bericht zu geben oder einen Repräsentanten zu schicken. 
Für Glesener ist dieser Bericht ein integraler Bestandteil 
des institutionellen Dialogs mit dem WEU-Rat. Er hoffe, 
dass dieses Versäumnis ein einmaliger Vorfall sei und 
nicht einen Präzedenzfall setze. 

„Europäische Sicherheit 50 Jahre nach der 
Unterzeichnung des geänderten Brüsseler Vertrages - 
Antwort zu dem jährlichen Bericht des Rates“ 
(C/1878) 

Der Berichterstatter Antonio Nazare Pereira (Portugal) 
begrüßte den EU-Verfassungsvertrag, der der ESVP neue 
Möglichkeiten erschließe. Dies betreffe vor allen Dingen 
den Kampf gegen den internationalen Terrorismus und 
die Einfühmng der stmkturierten Zusammenarbeit einzel- 
ner Mitglieder, die das Krisenmanagement der EU stärke. 
Die Ambitionen der EU, gemäß der Europäischen Sicher- 
heitsstrategie ein weltweiter Akteur zu werden, zögen 
größere Risiken für alle Befeiligten mit sich. Maßgeblich 
dafür seien in erster Linie die Existenz, die Entwicklung 
und die Verbreitung von Massenvemichtungswaffen. 
Dem Berichterstatter zufolge kann jede Aktion im Rah- 
men des Krisenmanagements oder der Bekämpfung des 
Terrorismus zu einem Fall der individuellen oder kollekti- 
ven Selbstverteidigung werden. Daher sei es wichtig, die 
gegenseitig bindende Beistandsverpflichtung des Arti- 
kel 5 des geänderten Brüsseler Vertrages beizubehalten. 
Der EU-Verfassungsvertrag enthalte keine gleichwertige 
Verpflichtung für die Mitglieder der EU. Auch gebe es in 
dem Verfassungsvertrag keine Regelungen für die Koope- 
ration von EU und NATO im Verteidigungsbereich. Da- 
rüber hinaus fehle eine Verpflichtung des Ministerrats, im 
Bereich der ESVP einen institutionellen Dialog mit den 
Repräsentanten der nationalen Parlamente zu führen. Der 
Politische Ausschuss, so Pereira, empfehle daher dem 
WEU-Rat, den geänderten Brüsseler Vertrag beizubehal- 
ten, solange die Europäische Union weder die legalen 
Mittel noch gleichwertige Instrumente für den Ersatz des 
Vertrages und der Organe der WEU habe, ln der Zwi- 
schenzeit solle der WEU-Rat allen Mitgliedern der Euro- 
päischen Union und/oder der NATO die Möglichkeit ge- 
ben, dem geänderten Brüsseler Vertrag beizutreten, um 
von den Bestimmungen des Artikel 5 zu profitieren. 

„Die Europäische Verfassung: Parlamentarische 
Kontrolle und öffentliche Meinung“ 

(C/1876) 

Der Berichterstatter Lord Russel-Johnston (Großbritan- 
nien), der seinen Bericht zusammen mit Andrzej 
Gawlowski (Polen) verfasste, wies auf einen Rückgang 
der parlamentarischen Debatten über die Verfassung in 
den Mitgliedsländern der Europäischen Union hin. Seiner 
Meinung nach deutet dies darauf hin, dass die Parlamen- 
tarier ihre Einflussmöglichkeiten nach dem Abschluss der 
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Arbeiten des Konvents für die Zukunft der Europäischen 
Union gering einschätzen. Die meisten Parlamentarier 
seien zufrieden mit den Ergebnissen. Mit Blick auf die öf- 
fentliche Meinung erklärte Lord Russel-Johnston, Mei- 
nungsumfragen machten eine klare Aussage über die 
Akzeptanz des EU-Verfassungsvertrages schwierig. Im 
Allgemeinen deute alles darauf hin, dass die Bürger die 
Idee einer Europäischen Verfassung akzeptiert hätten, ob- 
wohl sie nicht viel darüber wüssten. Allerdings gebe es 
das Risiko der Vermischung mit innenpolitischen The- 
men. Unklar und nicht vorhersehbar sei die Beteiligung 
der Menschen an den anstehenden Referenden. Viele 
Bürger kümmerten sich nicht darum zu wählen, da sie der 
„endlosen Diskussionen“ zwischen den politischen Par- 
teien und ihrem Führungspersonal überdrüssig seien. Die 
Menschen verstünden aufgrund der Länge und der Kom- 
plexität des Europäischen Verfassungsvertrages die we- 
sentlichen Punkte des Vertrages nicht und könnten damit 
die Veränderungen der Europäischen Union nicht nach- 
vollziehen. 

Ansprache des luxemburgischen Ministers für Justiz, 
Haushalt und Verteidigung, Luc Frieden, für die 
kommende luxemburgische WEU/EU- 
Ratspräsidentschaft 

Für die WEU/EU-Ratspräsidentschaft des ersten Halbjah- 
res 2005 sprach sich der Minister für Justiz, Haushalt und 
Verteidigung Luxemburgs, Luc Frieden, dafür aus, den 
geänderten Brüsseler Vertrag so lange beizubehalten, bis 
der EU-Verfassungsvertrag ratifiziert ist. Damit solle 
auch die WEU-Versammlung beibehalten werden. Was 
gut arbeitet, dürfe nicht abgeschafft werden, erklärte Frie- 
den. Erst wenn der EU-Verfassungsvertrag in Kraft getre- 
ten ist, solle die Zukunft des geänderten Brüsseler Vertra- 
ges thematisiert werden. Der Minister forderte die 
Parlamentarier dazu auf, die Arbeit der Regierungen zu 
beobachten und Vorschläge für Verbesserungen zu ma- 
chen. Für die Regierungen sei es von zentraler Bedeu- 
tung, politische Angelegenheiten mit den Vertretern des 
Volkes zu diskutieren. Gleichzeitig sprach sich Frieden 
dafür aus, die EU- Verfassung zu ratifizieren, da ein posi- 
tives Votum gleichzeitig ein Votum für die EVSP der Eu- 
ropäischen Union sei. Infolge des Verfassungsvertrages 
bekomme Europa die politischen, zivilen und militäri- 
schen Möglichkeiten, um wirkungsvoll mit der NATO zu- 
sammenzuarbeiten. Die luxemburgische Ratspräsident- 
schaft habe sich vorgenommen, zusammen mit US- 
Präsident George Bush eine gemeinsame Strategie Euro- 
pas und der USA für die Außenbeziehungen zu entwi- 
ckeln. 

ln seiner Antwort auf eine Frage von Klaus-Werner 
Jonas (Deutschland) zur Zukunft des Kosovo betonte der 
Minister, es sei aufgrund der weiterhin instabilen Lage 
nicht ratsam, die internationale Präsenz im Kosovo kurz- 
fristig zu reduzieren. Nach Überzeugung Friedens muss 
sich die EU aktiver in die Frage des Status der Provinz 
einmischen. Im Interesse der Stabilität in der gesamten 
Region müsse eine Antwort auf diese Frage gefunden 
werden. 


30. November 2004 

„Stabilität und Sicherheit im Südkaukasus“ 

(C/1879) 

Johu Pierre Masseret (Frankreich) stellte seinen Bericht 
über Georgien, Armenien und Aserbaidschan vor, den er 
zusammen mit Marco Zacchera (Italien) verfasst hat. 

ln Georgien komme es vor allem darauf an, ein fünktio- 
nierendes Rechtswesen zu etablieren, die Korruption zu 
reduzieren und im Interesse der langfristigen Stabilität 
und Sicherheit des Landes die Kontrolle über Abchasien 
und Süd-Ossetien wieder herzustellen. Zu diesem Zweck 
müssen, so Masseret, die Europäische Union, die Russi- 
sche Föderation und die Vereinigten Staaten mit der 
OSZE und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen Zu- 
sammenarbeiten, um die Grundlage für eine umfassende 
und friedliche Lösung der Konflikte der Region zu legen. 

ln Armenien dominiere der ungelöste Konflikt über Na- 
gomo-Karabach sowohl die Innen- als auch die Außenpo- 
litik. Dies habe umfangreiche negative Konsequenzen für 
die soziale, wirtschaftliche und politische Entwicklung des 
Landes. Mit Blick auf Aserbaidschan betonte Masseret, 
das politische und wirtschaftliche System müsse transpa- 
renter und nachvollziehbarer gestaltet werden, um Stabili- 
tät und wirtschaftliche Entwicklung langfristig abzusi- 
chem. Die Ölfelder des Landes seien sehr wichtig für die 
wirtschaftliche Entwicklung. Allerdings profitierten bis- 
her nur wenige Menschen von deren Erträgen. 

Das wesentliche Hindernis auf dem Weg zu einer wirkli- 
chen regionalen Kooperation sei der ungelöste Konflikt 
über Nagomo-Karabach. Die politischen Führer von Ar- 
menien und Aserbaidschan müssten sich stärker darum 
bemühen, die Öffentlichkeit für eine friedliche Beilegung 
des Konfliktes zu mobilisieren. Laut Massaret muss 
Russland einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Kon- 
flikte in der Region leisten. Dies betreffe vor allen Din- 
gen die Stabilität und Sicherheit in Georgien. Die Euro- 
päische Union müsse einen multidimensionalen Ansatz 
betreiben, der alle verfügbaren Instrumente einschließe, 
um Wachstum, Stabilität und Sicherheit im Südkaukasus 
zu stärken. 

„Zusammenarbeit in der Verteidigungs- 
systembeschaffung in Europa - Antwort 
auf den jährlichen Bericht des Rates“ 

(C/1885) 

Der EU-Verfassungsvertrag beinhaltet eine detaillierte Be- 
schreibung der Funktionen der Europäischen Verteidi- 
gungsagentur und hält fest, dass es eine der Aufgaben der 
Agentur ist, die „Harmonisierung von operationeilen Not- 
wendigkeiten und die Festlegung auf wirkungsvolle und 
kompatible Beschaffungsmethoden zu befördern“. Dies 
erklärte der Berichterstatter Eduard O’Hara (Großbritan- 
nien) im Rahmen der Vorstellung seines Berichtes. Auch 
müssten die europäischen Verteidigungskräfte zu Land 
und zur See gestärkt und rationalisiert werden. Im Gegen- 
satz zu den Luftwaffen der europäischen Länder leide der 
Armeesektor unter dem Fehlen von konkreten europäi- 
schen Programmen. Laut Bericht habe die Europäische 
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Verteidigungsagentur die Aufgabe, das Prinzip der Ver- 
meidung von Doppelungen durchzusetzen sowie den Auf- 
bau von kooperativen Programmen und einen produktiven 
Dialog mit den Vereinigten Staaten vorantreiben, um die 
transatlantischen Beziehungen im Gleichgewicht zu hal- 
ten. Die Unternehmen der europäischen Verteidigungsin- 
dustrien müssten in zunehmendem Maße damit fertig wer- 
den, dass die Aufträge auf der nationalen Ebene 
zurückgingen und es keine Richtlinien für die europäische 
Verteidigungspolitik gebe. 

„Transatlantische Zusammenarbeit im 
Bereich der Verteidigungstechnologie“ 

Die transatlantische Allianz muss gute Handelsbeziehun- 
gen unterhalten, forderte der Berichterstatter Philippe 
Monfils (Belgien). Die Beziehung leide aber unüberseh- 
bar an einem Ungleichgewicht. So würden sowohl die 
wirtschaftlichen als auch die rechtlichen Bestimmungen 
im Wesentlichen von den Vereinigten Staaten festgelegt. 
Hinzu käme, dass die europäischen Unternehmen große 
Schwierigkeiten haben, zu kooperieren und die Unent- 
schlossenheit einiger Staaten zu überwinden. Infolge die- 
ses Ungleichgewichts sei der Markt der Vereinigten 
Staaten für europäische Verteidigungstechnologie ge- 
schlossen. Ein Grund dafür seien die hohen Verteidi- 
gungsausgaben der USA. So gebe das Land doppelt so 
viel Geld für die Verteidigung aus wie alle anderen 
NATO-Mitglieder zusammen. Hinzu komme das Problem 
der mangelnden Interoperabilität zwischen den europäi- 
schen und amerikanischen Waffensystemen. Die Europäi- 
sche Union leide unter den geringen Verteidigungsausga- 
ben ihrer Mitgliedsländer sowie unter unzureichenden 
Harmonisierungsbestimmungen. Ermutigend sei aller- 
dings, dass die politischen Führungen in der letzten Zeit 
ein Bewusstsein für diese Probleme entwickelt hätten. 
Wenn es Europa gelänge, seine Ressourcen effektiv zu 
mobilisieren, könne es Lösungsmöglichkeiten im Rah- 
men des Wettbewerbs entwickeln, die eine ausgeglichene 
strategische Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten er- 
möglichten. Die Europäische Verteidigungsagentur habe 
die Aufgabe, die existierenden Organisationen und Ein- 
richtungen des Verteidigungssektors sowie der Forschung 
zusammenzubringen. Gleichzeitig müsse die Agentur mit 
der Europäischen Kommission Zusammenarbeiten, die 
für die Indusfriepolitik in diesem Bereich verantwortlich 
sei. Darüber hinaus sei es Aufgabe der Europäischen Ver- 
teidigungsagentur, mit Drittländern wie den Vereinigten 
Staaten zu kooperieren. 

Ansprache von Alessandro Minuto Rizzo, 
Stellvertretender Generalsekretär der NATO 

Für eine bessere Kooperation zwischen NATO und EU 
sprach sich der Stellvertretende Generalsekretär des 
Nordatlantischen Bündnisses, Alessandro Minnto Rizzo 
aus. Die beiden Organisationen sollten überall dort ko- 
operieren, wo die Interessen weitgehend übereinstimmen 
und NATO und EU sich ergänzen können. So habe die 
EU auf die humanitäre Krise in Darfur im Sudan reagiert 
als die NATO von den Vereinten Nationen um Hilfe für 


die Afrikanische Union gebefen wurde. Der Stellvertre- 
tende Generalsekretär der NATO ist überzeugt, dass die 
beiden Organisationen den hunderttausenden Betroffenen 
in dem afrikanischen Land helfen können, indem sie für 
ein Minimum an Stabilität und Sicherheit sorgen. Auch 
bei der Bekämpfung des Terrorismus sowie bei der Ver- 
besserung der militärischen Kapazitäten müssten Syner- 
gieeffekte hergestellt werden. So solle sichergestellt wer- 
den, dass die Headline Goals der EU kompatibel sind mit 
den Kapazitätsplanungen der NATO. Auch in Beschaf- 
fungsfragen solle eine größere Kooperation in Erwägung 
gezogen werden. Dies betreffe vor allem die sich im Auf- 
bau befindliche Europäische Verteidigungsagentur. Wei- 
tere Kooperationsfelder seien der Mittlere und Nahe 
Osten sowie die Verbreitung von Massenvemichtungs- 
waffen. Obwohl die Kooperation von NATO und EU ein 
großes Potenzial habe, seien die beiden Organisationen 
bisher nicht in der Lage gewesen, dieses auszunutzen. 
Rizzo zeigte sich überzeugt davon, dass die Auseinander- 
setzungen zwischen den Atlantikem und den Europäern 
der Vergangenheit angehörten. Beide Organisationen 
könnten es sich einfach nicht mehr leisten, Zeit, Energie 
und Geld für die Beibehaltung von künstlichen Trennli- 
nien zu verschwenden. 

ln Antworten auf Fragen der Mitglieder der Versammlung 
betonte Rizzo, die NATO sei die einzige Organisation mit 
Mitgliedern der EU, den Vereinigten Staaten und Kanada, 
die Krisenmanagement betreiben könne. Zur Zukunft des 
transatlantischen Gleichgewichts äußerte sich Rizzo 
skeptisch, da die Verteidigungshaushalte der Europäer 
eher zurückgefahren als aufgestockt würden. 

„Unbemannte Kampfflugzeuge und die militärische 
Luftfahrt der Zukunft“ (C/1884) 

Die Technik der unbemannten Kampfflugzeuge hat sich 
in den letzten zehn Jahren stark entwickelt, erklärte der 
Berichterstatter Antonio Braga (Portugal). Dies betreffe 
unbemannte Fortbewegungsmittel, die ferngesteuert kon- 
trolliert würden. Während die Technik an sich nicht neu 
sei, spiele sie eine zunehmend größere Rolle in den mili- 
tärischen Arsenalen. Einige Beobachter erwarteten, dass 
die unbemannten Fortbewegungsmittel letztendlich die 
bemannten Kampfflugzeuge sowohl für die Beobachtung 
als auch für Kampfaufträge ersetzen werden. Die „Robo- 
tisierung der Schlachtfelder“ sei bereits eine Realität. Die 
neuen Waffensysteme seien ein integraler Bestandteil der 
amerikanischen und europäischen Bemühungen für eine 
vernetzte Streitkräfteführung der Zukunft mit dem Aus- 
tausch von Informationen als wesentlichen Bestandteil. 
Diese Entwicklung habe Auswirkungen auf die Militär- 
doktrinen und Operationen, aber auch auf die Verteidi- 
gungsindustrien und die technologische Forschung und 
Entwicklung. Im Zusammenhang mit dem Umgang mit 
unbemannten Kampfflugzeugen appellierte Braga an die 
Versammlung und die WEU-Mitgliedstaaten, eine Kon- 
zeption für die Integration der neuen Waffensysteme in 
die bestehenden bemannten Systeme zu entwickeln. Die 
europäischen Staaten müssten aus Kosten- und Effektivi- 
tätsgründen einen fragmentierten Ansatz, Duplikationen 
und Wettbewerb untereinander vermeiden. Laut Braga 
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müsse Europa seine eigenen Netzwerke entwickeln, die 
an europäische oder transatlantische Koalitionen im 
Sinne des effektiven Multilateralismus, wie in der Euro- 
päischen Sicherheitsstrategie vom Dezember 2003 vorge- 
sehen, angepasst werden könnten. Darüber hinaus sei es 
Aufgabe der europäischen militärischen Entscheidungs- 
träger und der Europäischen Verteidigungsagentur, ge- 
meinsame interoperative Standards für die europäischen 
und amerikanischen Systeme zu entwickeln. 

„Die Weltraumdimension der ESVP“ (C/1881) 

Ohne eine umfassende Weltraum-Komponente kann die 
Unabhängigkeit der ESVP nicht garantiert werden, zeigte 
sich der Berichterstatter Renzo Gubert (Italien) über- 
zeugt. Dies betreffe vor allem weltraumbasierte Systeme, 
satellitengesteuerte Datenverarbeitung sowie Kommuni- 
kations- und Navigationssatelliten. Der Berichterstatter 
gab einen Überblick über die operationellen Erforder- 
nisse, die die Headline Goals 2010 der Europäischen 
Union nach sich ziehen. Eine Untersuchung der europäi- 
schen Satellitenprogramme ergebe, dass die weltraumba- 
sierten Systeme auf der nationalen Ebene entwickelt wor- 
den seien und Europa nicht mit einer wirklichen 
Autonomie ausstatteten. Problematisch sei, dass es keine 
wirklichen Synergieeffekte zwischen den Programmen 
der unterschiedlichen europäischen Länder gebe. Der 
Berichterstatter schlägt vor, die Europäische Verteidi- 
gungsagentur mit der Europäischen Weltraumagentur zu 
verknüpfen, um die Voraussetzungen für ein weltraumba- 
siertes System der ESVP zu schaffen. Auch müsse ein 
System entwickelt werden, mit dem Interoperabilität und 
ein Austausch der Kapazitäten zwischen den existieren- 
den europäischen weltraumbasierten Beobachtungs- und 
Telekommunikationssystemen ermöglicht würden. Schließ- 
lich will der Berichterstatter die Wirksamkeit des EU-Sa- 
tellitenzentrums im spanischen Torrejön verbessert und 
mit einer militärischen Komponente ausgestattet sehen. 

1. Dezember 2004 

„Die Entwicklung der interparlamentarischen 
Zuammenarbeit zwischen den Mittelmeer-Anrainern“ 
(C/1875) 

Die Versammlung der Westeuropäischen Union soll einen 
Beobachter-Status bei der Euromediterranen Parlamenta- 
rischen Versammlung beantragen. Dafür spricht sich 
Elvira Cortajarena Iturrioz (Spanien) in ihrem Bericht 
aus. Diese Versammlung habe die Probleme der Mittel- 
meer-Region im Visier, die mit ungelösten Konflikten 
und großen wirtschaftlichen und sozialen Unterschieden 
instabil bleibe. Während die Regierungen bereits Maß- 
nahmen zur Zusammenarbeit eingeleitet hätten, so 
Iturrioz, gebe es auf der parlamentarischen Ebene noch 
viel Arbeit, so zum Beispiel die Harmonisierung der Ge- 
setzgebung und der Aufbau parlamentarischer Diploma- 
tie. So solle darüber nachgedacht werden, gemeinsame 
Seminare und Ausschussbesuche zu organisieren. Die 
Versammlung der WEU müsse der Mittelmeerpolitik 
mehr Bedeutung einräumen, so dass diese angesichts der 
Osterweiterung nicht ins Hintertreffen gerate. Den Wor- 


ten der Berichterstatterin zufolge seien die Hoffnungen 
auf eine bessere Entwicklung der Region zuletzt ent- 
täuscht worden. Dies betreffe vor allem den Umgang mit 
den Ressourcen, das Management von Wanderungsbewe- 
gungen und den Kampf gegen den Terrorismus. Auch das 
Ziel, bis zum Jahre 2010 eine Freihandelszone zu schaf- 
fen, sei nach momentanem Stand sehr unrealistisch. Die 
einzige wirkliche Errungenschaft sei die Bereitstellung 
von 53,5 Milliarden Euro an Spenden im Rahmen des 
Barcelona-Prozesses der EU für die Jahre 2001 bis 2006. 

Ansprache des Außenministers der 
Republik Zyperu, George lacovou 

Der zypriotische Außenminister lacovou drohte damit, 
die Beitritts Verhandlungen der EU mit der Türkei zu blo- 
ckieren. Sein Land werde die Aufnahme von Beitrittsver- 
handlungen mit Ankara blockieren, wenn das Land es 
versäume, internationale Resolutionen zur Zypern-Pro- 
blematik einzuhalten. Trotzdem würde er gerne die Bei- 
trittsambitionen der Türkei unterstützen. Eine Lösung des 
Zypern-Problems würde nach Überzeugung lacovous die 
Transformation der Türkei befördern und die EU-Bei- 
trittskandidatur stärken. Von der Türkei erwarte er den 
Beginn eines Prozesses der schnellen Normalisierung der 
Beziehungen mit der Republik Zypern. Dies schließe die 
Beendigung von feindlichen Handlungen ein. So habe die 
Türkei die Präsenz der Republik Zypern in einer Reihe 
von internationalen und regionalen Organisationen durch 
ihr Veto verhindert und den illegalen Transfer von Sied- 
lern von der Türkei nach Zypern betrieben. Laut lacovou 
verstößt diese Praxis gegen europäisches Recht. Seine 
Regierung setze sich dafür ein, auf der Grundlage der Re- 
solutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen so 
bald wie möglich eine verlässliche und gegenseitig aner- 
kannte Lösung des Zypern-Konflikts herbeizuführen. 
Griechenland habe keine ideologischen Bedenken gegen 
die Beitrittsperspektive der Türkei, sagte er weiter. Im 
Gegenteil, der Beitritt einer wirklich reformierten euro- 
päischen Türkei sei sehr im Interesse seines Landes. Die 
Erweiterung der Union dürfe nicht zu neuen Trennungsli- 
nien führen. Sie müsse die Grundlage für die Ausweitung 
von Stabilität, Fortschritt und Kooperation mit den Nach- 
barländern sein. 

„Die Europäische Union und 
Friedenserhaltung in Afrika“ 

(C/1880) 

Der Bericht von Stef Goris (Belgien) beschäftigt sich mit 
der afrikanischen Dimension der ESVP. So würden in der 
Europäischen Sicherheitsstrategie zwei wesentliche Punkte 
im Zusammenhang mit Afrika betont. Dies betreffe die 
Bedeutung Afrikas für die Europäische Union sowie die 
von dem Kontinent ausgehenden Bedrohungen für die eu- 
ropäische Sicherheit. Die EU-Operation ARTEMIS in der 
Demokratischen Republik Kongo sei „unzweifelhaft“ ein 
Erfolg gewesen. Goris erinnerte die Versammlung daran, 
dass diese Operation die erste Mission im Rahmen der 
Petersberg-Aufgaben der Europäischen Union gewesen 
sei. Mit 2 200 Soldaten habe die Operation ARTEMIS die 
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Sicherheit in der Region um Bunia hergestellt und den 
Flughafen und ein Flüchtlingslager für drei Monate von 
den Attacken bewaffneter Kräfte bewahrt. Die EU habe 
die Verantwortung für die Friedenserhaltung in der Re- 
gion erst dann an Sicherheitskräfte der Vereinten Natio- 
nen abgegeben, nachdem sich die Situation entscheidend 
verbessert habe. Im Rahmen der Operation habe es ein 
multinationales Hauptquartier und multinationale takti- 
sche und strategische Lufttransportkapazitäten gegeben, 
um Sicherheitskräfte in eine Region 6 000 Kilometer ent- 
fernt vom europäischen Kontinent zu stationieren. Die 
Operation sei erfolgreich gewesen, da sie einfach und be- 
grenzt gewesen sei. Sie habe allerdings auch deutlich ge- 
macht, so Goris, wie wichtig es für Europa sei, baldigst 
strategische Lufttransportkapazitäten aufzubauen. Daher 
müsse die Versammlung den Beginn des Airbus 400 M- 
Programms unterstützen. Die Versammlung müsse auch 
die EU dazu ermuntern, im Bereich des zivilen und mili- 
tärischen Krisenmanagements die Kooperation mit der 
Afrikanischen Union auszubauen. Auch wenn es in erster 
Linie die Verantwortung der afrikanischen Staaten sei, 
Auseinandersetzungen und interne Differenzen beizule- 
gen, so könnten ohne eine verbesserte Kooperation zwi- 
schen der EU und der Afrikanischen Union keine schnel- 
len und zufrieden stellenden Lösungen gefunden werden. 

Ansprache des neu gewählten Präsidenten 
der Versammlung, Stef Goris (Belgien) 

Der neu gewählte Präsident Stef Goris rief die Versamm- 
lung in seiner Antrittsrede dazu auf, zu einem Klima des 
Vertrauens zwischen der EU und der NATO beizutragen. 
Für diese Aufgabe sei sie gut gerüstet, da sie Repräsen- 
tanten der Parlamente von NATO-Mitgliedsländem und 
der EU-Länder zusammenbringe. Als einzige Versamm- 
lung, die regelmäßige Kontakte sowohl zum Politischen- 
und Sicherheitskomitee der EU als auch zum Nordatlanti- 
krat habe, könne sie zu einem Vertrauensklima zwischen 
EU und NATO auf der Basis des einzigen europäischen 
Vertrages, der den wichtigen Aspekt der transatlantischen 
Kooperation einschließt, beitragen. Die jüngsten Ent- 
wicklungen in Osteuropa und vor allem in der Ukraine 
verdeutlichten, dass die Versammlung dem Aufbau der 
Beziehungen zu den neuen Nachbarn besonders viel Auf- 
merksamkeit schenken muss. Laut Goris müsse die Ver- 
sammlung ein klares Konzept entwickeln, wie sie die Be- 
ziehungen zur Ukraine, Moldawien, Weißrussland und 
natürlich Russland weiterentwickeln will. Die Aufgabe 
der WEU- Versammlung sei es, den Dialog zwischen den 
Parlamentariern der betroffenen Länder zu stärken und 
ihre Rolle als Forum für Diskussionen zwischen den Re- 
präsentanten der nationalen Parlamente auszufüllen. Das 
Gleiche erhoffe er sich von einem Dialog mit den Parla- 
mentariern der Mittelmeerländer. Der Präsident der Ver- 
sammlung brachte seinen Wunsch zum Ausdruck, dass 
die „gravierenden politischen Konsequenzen“ des Ent- 
schlusses der Regierungen, die meisten WEU-Funktionen 
der Europäischen Union zu übertragen, kompensiert wer- 
den können. Mit dem Vertrag von Nizza hätten die Regie- 
rungen die institutionellen Verbindungen, die der 
Maastrichter Vertrag zwischen der WEU und der EU ge- 


schaffen hätte, wieder abgetrennt. Gleichzeitig hätten sie 
aber nichts getan, um die parlamentarische Dimension zu 
stärken. Das daraus resultierende demokratische Defizit 
sei nach wie vor nicht behoben und auch der EU-Verfas- 
sungsvertrag sowie die damit verbundenen Protokolle 
würden das Problem nicht lösen. Zur Behebung des de- 
mokratischen Defizits solle der WEU-Rat Gebrauch von 
Artikel IX des geänderten Brüsseler- Vertrags machen und 
die Mitglieder der WEU-Versammlung mit Informationen 
versorgen und einen umfassenden Dialog mit ihnen füh- 
ren. 

IV. Anhang 

Empfehlung 749 (2004) 

Betr. die europäische Sicherheitspolitik fünfzig 
Jahre nach der Unterzeichnung des 
geänderten Brüsseler Vertrages 

- Antwort auf den Jahresbericht des Rates - 
Empfehlung 749^ 

Die Versammlung, 

(i) Mit Befriedigung zur Kenntnis nehmend, dass mit 
der Unterzeichnung des Vertrags über eine Ver- 
fassung für Europa viele der vor fünfzig Jahren 
von dem Pariser Abkommen zur Änderung des 
Brüsseler Vertrages definierten Ziele im Hinblick 
auf die Förderung der Einheit und der progressi- 
ven Integration Europas verwirklicht wurden, 
was den Höhepunkt eines halben Jahrhunderts 
von Anstrengungen durch die Mitgliedstaaten der 
WEU markiert; 

(ii) mit Genugtuung über die neuen Aussichten, die 
sich im Kampf gegen den internationalen Terro- 
rismus durch die Aufnahme einer Solidaritäts- 
klausel in den Verfassungs vertrag eröffnet haben 
sowie über den Beschluss des Europäischen Ra- 
tes, von nun an im Geiste dieser Klausel zu han- 
deln; 

(iii) mit Interesse zur Kenntnis nehmend, dass der 
Verfassungsvertrag den WEU-Ländem die Mög- 
lichkeit bietet, sich an Missionen zu beteiligen, 
die von einer Gruppe von Mitgliedstaaten ge- 
führt werden, sowie an den verschiedenen For- 
men der strukturierten und verstärkten Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der ESVP; 

(iv) in der sehnlichen Hoffnung, dass die Europäi- 
sche Union allen nicht der EU angehörenden eu- 
ropäischen NATO-Mitgliedstaaten einen Assozi- 
iertenstatus innerhalb der ESVP anbieten wird, 
der es ihnen ermöglichen wird, sich vollständig 
an allen in diesem Bereich geplanten Aktivitäten 
zu beteiligen, auch an Projekten für die struktu- 


• Von der Versammlung am 29. November 2004 (6. Sitzung) verab- 
schiedet. 
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rierte und verstärkte Zusammenarbeit sowie am 
Entscheidungsprozess; 

(v) einerseits in Anbetracht des ambitionierten Be- 
strebens der EU, ein globaler Partner zu werden 
- was ihre Mitgliedstaaten notwendigerweise 
größeren Gefahren aussetzt - und andererseits in 
Anbetracht der unvorhersehbaren Gefahren und 
Bedrohungen, die sich aus dem Vorhandensein, 
der Entwicklung und Verbreitung von Massen- 
vemichtungswaffen (MVW) und ihrer Träger- 
mittel ergibt; 

(vi) daher von der Notwendigkeit überzeugt, eine 
vorbehaltlose Sicherheitsgarantie in Form einer 
bindenden gegenseitigen Unterstützungsver- 
pflichtung auf dem Gebiet der Verteidigung bei- 
zubehalten, wie sie in Artikel V des geänderten 
Brüsseler Vertrages enthalten ist; 

(vii) feststellend, dass die Bestimmungen zur Gemein- 
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik im 
Vertrag über eine Verfassung für Europa keine 
derartige bindende Verpflichtung oder irgendeine 
bindende Garantie im Hinblick auf die Sicherheit 
und die territoriale Integrität derjenigen Mitglied- 
staaten der Europäischen Union enthalten, die 
dem Atlantischen Bündnis nicht angehören; 

(viii) unter Hinweis darauf, dass der Verfassungsver- 
trag weder eine Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und der NATO vorsieht, 
noch dass die vertraulichen „Berlin Plus“- Ver- 
einbarungen, die spezifische Aspekte des Krisen- 
management betreffen, eine allgemeine, auf ei- 
nem Vertrag beruhende Vereinbarung ersetzen 
können, die zur Entwicklung eines Klimas des 
Vertrauens und der Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Organisationen in Bereichen von ge- 
genseitigem Interesse und im Interesse der euro- 
päischen Sicherheit führt; 

(ix) mit Bedauern darüber, dass der Verfassungsver- 
trag keine Bestimmungen für eine Verpflichtung 
von Seiten des EU-Rates vorsieht, einen institutio- 
nellen Dialog im Bereich der ESVP mit einem 
aus Vertretern der nationalen Parlamente zusam- 
mengesetzten Gremium einzuleiten, trotz der Tat- 
sache, dass es die Aufgabe letzterer ist, die Politik 
ihrer jeweiligen Regierungen zu kontrollieren, 
die in den meisten Fällen auf Entscheidungen be- 
ruht, die auf europäischer Ebene getroffen wur- 
den, und über die Haushaltszuweisungen für die 
Verteidigung abzustimmen; 

(x) in Anbetracht dessen, dass es zur Zeit keinen 
Konsens im Rat gibt über die Auswirkungen des 
Inkrafttretens des Verfassungsvertrags auf die 
Zukunft des geänderten Brüsseler Vertrages; 

(xi) in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf die 
in Empfehlung 748 angeführten Argumente, die 
die Überzeugung der Versammlung bestärken, 
dass der geänderte Brüsseler Vertrag weiterhin 


ein wesentlicher Bestandteil der europäischen Si- 
cherheit ist; 

(xii) die hartnäckige Weigerung des Rates beklagend, 
allen neuen EU- bzw. NATO-Mitgliedstaaten, die 
bereit sind, sich vorbehaltlos den erhöhten Ge- 
fahren in Verbindung mit ESVP-Missionen aus- 
zusetzen, die Möglichkeit zu bieten, dem geän- 
derten Brüsseler Vertrag beizutreten, um von 
Artikel V zu profitieren oder ihren Status in der 
WEU zu ändern, trotz der Tatsache, dass diese 
Länder die von den WEU-Mitgliedstaaten im 
Dezember 1991 definierten Kriterien erfüllen; 

(xiii) in Anbetracht dessen, dass die Staats- und Regie- 
rungschefs der EU dem Verfassungsvertrag ein 
Protokoll beigefügt haben, in dem EU und WEU 
aufgefordert werden, Vereinbarungen zur Ver- 
besserung der Zusammenarbeit zwischen beiden 
zu treffen; 

(xiv) äußerst enttäuscht über den dürftigen Inhalt des 
ersten Teils des 50. Jahresberichts des Rates an 
die Versammlung und über seine Antworten auf 
die Empfehlungen 742 bis 748, von denen nicht 
erachtet werden kann, dass sie die institutionei- 
len Verpflichtungen erfüllen, die dem Rat durch 
Artikel IX des geänderten Brüsseler Vertrags 
auferlegt werden; 

empfiehlt dem Rat, 

1. den geänderten Brüsseler Vertrag beizubehalten 
und seine Bestimmungen vollständig anzuwen- 
den, auch diejenigen, durch die interessierte Län- 
der zum Beitritt eingeladen werden können, so 
lange die Europäische Union weder über die 
rechtlichen Mittel noch über die äquivalenten In- 
strumente verfügt, die zum Ersetzen des Vertrags 
und aller Organe der WEU erforderlich wären; 

2. das in seiner Antwort auf Empfehlung 736 gege- 
bene Versprechen einzuhalten, in der er festhält, 
dass „der Rat die Versammlung wie in der Ver- 
gangenheit durch seine Jahresberichte über alle 
Entwicklungen im Zusammenhang mit den Fort- 
schritten bei der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Europäischen Union auf 
dem Laufenden halten wird, die sich voraussicht- 
lich auf den geänderten Brüsseler Vertrag oder 
die WEU-Organe auswirken werden (. . .)“; 

3. auf die Absätze 6 bis 8 der Empfehlung 748 zu 
antworten; 

4. alle WEU-Mitgliedstaaten zu ermutigen, sich an 
der strukturierten und verstärkten Zusammenar- 
beit zu beteiligen, die der Verfassungs vertrag 
vorsieht, und bereit zu sein, die WEU als den am 
besten geeigneten Rahmen für derartige Koope- 
rationsprojekte und deren parlamentarische Kon- 
trolle vorzuschlagen in Anbetracht des Schut- 
zes, den die im geänderten Brüsseler Vertrag 
enthaltene gegenseitige Verteidigungsverpflich- 
tung vorsieht; 
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sie in die Lage zu versetzen, in vollem Umfang 
und gleichberechtigt an der Planung und Ent- 
scheidung der WEU über Operationen, zu denen 
sie beigetragen haben, teilzunehmen und ihre Be- 
teiligung an den Aktivitäten der WEU zu verstär- 
ken; 

unter Hinweis darauf, dass sich seit dem Inkraft- 
treten des Vertrags von Nizza alle oben genann- 
ten WEU-Beobachterstaaten mit Ausnahme Dä- 
nemarks umfassend an allen ESVP-Aktivitäten, 
die die EU von der WEU übernommen hat, betei- 
ligt haben; 


die Versammlung über die Art und Weise zu in- 
formieren, wie er das dem Verfassungsvertrag 
beigefügte Protokoll über die Kooperationsver- 
einbarungen zwischen der Europäischen Union 
und der WEU umzusetzen gedenkt; 

Anstrengungen im Rahmen der Europäischen 
Union zu unternehmen, um sicherzustellen, dass 
alle europäischen NATO-Mitgliedstaaten, die 
nicht Mitglied der WEU sind, wie Bulgarien, Is- 
land, Norwegen, Rumänien und die Türkei, in 
der Lage sind, sich vollständig an der ESVP und 
an den verstärkten und strukturierten Kooperati- 
onsprojekten sowie an den Aktivitäten der Euro- 
päischen Verteidigungsagentur zu beteiligen; 

innerhalb der EU eine Studie über die Entwick- 
lung und das Ausmaß des Rechts auf einzelne und 
kollektive Selbstverteidigung im Zusammenhang 
mit der durch die Europäische Sicherheitsstrate- 
gie vorgeschlagenen Präventivverpflichtung und 
der innerhalb der NATO entwickelten „Stabili- 
tätsprojektion“ einzuleiten; 


IV. 


V. 


8 . die Versammlung über den Aktionsplan der ESVP 
zur Bekämpfung des Terrorismus zu informieren, 
insbesondere über den Inhalt der Rahmenkonzep- 
tion für die ESVP und den Terrorismus; 

9. die Versammlung tatkräftiger bei ihren Anstren- 
gungen zu unterstützen, gemeinsam mit den be- 
troffenen Regierungen und mit anderen interpar- 
lamentarischen Gremien zwischen dem jetzigen 
Zeitpunkt und dem Inkrafttreten des Verfas- 
sungsvertrags nach einer geeigneten Lösung für 
die kollektive Beteiligung der Vertreter nationa- 
ler Parlamente an allen ESVP-Aktivitäten, die 
die Europäische Union von der WEU übernom- 
men hat, zu suchen. 

Richtlinie 120^ 

Betr. die europäische Sicherheitspolitik fünfzig 

Jahre nach der Unterzeichnung des geänderten 
Brüsseler Vertrags - Antwort auf den 
Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung, 

i. unter Hinweis auf Beschluss 27 zur Untersu- 
chung der Möglichkeit, den parlamentarischen 
Delegationen der Beobachterländer ein Stimm- 
recht in den Ausschusssitzungen zu gewähren; 

ii. in Anbetracht dessen, dass sich die WEU-Mit- 
gliedstaaten bei der Unterzeichung des Amster- 
damer Vertrages in ihrer Erklärung vom 22. Juli 
1997 verpflichtet haben, die Rechte der Beobach- 
terstaaten wie Österreich, Dänemark, Finnland, 
Irland und Schweden weiter zu entwickeln, um 


2 Von der Versammlung am 29. November 2004 (6. Sitzung) verab- 
schiedet. 


in Anbetracht dessen, dass Zypern und Malta seit 
dem 1. Mai 2004 Mitglieder der Europäischen 
Union sind und dass die Versammlung den parla- 
mentarischen Delegationen dieser beiden Län- 
der mit Beschluss 27 ähnliche Vorrechte wie die 
für Delegationen mit ständigem Beobachtersta- 
tus eingeräumt hat; 

unter Hinweis darauf, dass mit Ausnahme Däne- 
marks keines der oben genannten Länder ein 
Mitglied des Atlantischen Bündnisses und somit 
in der Lage ist, sich an den kollektiven Verteidi- 
gungsanstrengungen zu beteiligen; 

vi. überzeugt, dass es wünschenswert ist, die Mög- 
lichkeiten für eine Beteiligung der parlamentari- 
schen Delegationen der betroffenen Länder an 
den Aktivitäten der Versammlung in allen Berei- 
chen der ESVP zu stärken; 

vii. in der Erwägung, dass die Gewährung des 
Stimmrechts für diese Delegationen in den Aus- 
schüssen eine wichtige und geeignete Art und 
Weise ist, um ihren Ansichten bei der Arbeit der 
Versammlung besser Rechnung zu tragen; 

ersucht den Ausschuss für Geschäftsordnung und Immu- 
nität, 

die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um den parla- 
mentarischen Delegationen Österreichs, Zyperns, Däne- 
marks, Finnlands, Irlands, Maltas und Schwedens ein 
Stimmrecht in den Ausschüssen zu gewähren. 

Entschließung 123^ 

Betr. die Europäische Verfassung: 
Parlamentarische Weiterverfolgung 
und öffentliche Meinung 

Die Versammlung, 

(xv) unter Betonung, dass die nationalen Parlamente 
derjenigen Mitgliedstaaten der EU, die beschlos- 
sen haben, dass der Vertrag über eine Verfassung 
für Europa vom Parlament ratifiziert werden 


^ Von der Versammlung am 29. November 2004 (6. Sitzung) verab- 
schiedet. 
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muss, eine große Verantwortung im Hinblick auf 
die Folgen ihrer Abstimmung tragen; 

(xvi) auch in Anbetracht dessen, dass die Parlamente 
derjenigen Mitgliedstaaten, die ein Referendum 
über den Vertrag halten werden, einen intensiven 
Dialog über letzteren mit den Bürgern dieser 
Länder einleiten sollten; 

(xvii) unter Hinweis auf Entschließung 119 vom 2. Juni 
2004, in der die Versammlung die nationalen 
Parlamente aufforderte, ihre Anstrengungen zur 
Durchführung von Debatten über die Außen-, Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik vor europäi- 
schen Gipfeltreffen fortzusetzen; 

(xviii) ebenfalls unter Hinweis auf die zahlreichen Bei- 
träge, die sie zur Arbeit des Konvents und der 
Regierungskonferenz geleistet hat, damit der 
Text des Verfassungsvertrags die Kontinuität der 
interparlamentarischen Überprüfung der Europäi- 
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vor- 
sieht; 

(xix) besorgt darüber, dass die Gefahr besteht, dass die 
Substanz des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa verunglimpft wird infolge dessen, dass 
die Öffentlichkeit von einer Medienberichterstat- 
tung beeinflusst wird, die häufig einen zu großen 
Schwerpunkt auf nationale politische Fragen 
legt, 

(xx) sich dessen bewusst, dass die Bürger schlecht in- 
formiert sind über den genauen Inhalt entschei- 
dender Teile des Verfassungsvertrags, 

fordert die nationalen Parlamente der WEU-Länder auf, 

1 . größere Anstrengungen zur Information der 
Wähler über die wichtigsten Bestandteile des 
Verfassungsvertrags zu unternehmen, damit die 
Menschen in der Lage sind, die Fragen abzuwä- 
gen, bevor sie ihre bürgerliche Pflicht der Ab- 
stimmung in einem Referendum ausüben; 

2. an den Debatten über die Ratifizierung des Ver- 
trags teilzunehmen, ohne von ihrem wirklichen 
Ziel abzulenken oder separate Fragen einzufü- 
gen, die die nationale Politik betreffen; 

3. gemeinsam effiziente und wirksame Verfahren 
einzurichten für eine bessere kollektive Beteili- 
gung durch die nationalen Parlamente bei der 
Aufgabe der Kontrolle der Art und Weise, wie 
die europäischen Behörden die Grundsätze von 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit anwenden; 

4. alle Aktionen in der Europäischen Union zu un- 
terstützen, die die Kontinuität der bisher von der 
Versammlung der WEU geleisteten Arbeit ge- 
währleisten werden, damit den nationalen Parla- 
menten ein europäisches Forum gegeben wird, in 
dem sie über alle Regierungsaktivitäten auf dem 
Gebiet der Europäischen Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik informiert und konsultiert wer- 
den können. 


Empfehlung 75 M 

Betr. die Stabilität und Sicherheit 
im Südkaukasus 

Die Versammlung, 

(i) Mit Genugtuung über die Absicht der derzeitigen 
Regierung Georgiens, die Rechtsstaatlichkeit 
wiederherzustellen, die Korruption zu verringern 
und alle übrigen Probleme anzugehen, die seit 
seiner Unabhängigkeit 1991 der Einrichtung le- 
bensfähiger staatlicher Institutionen und jeder rea- 
listischen Aussicht auf die Eingliederung des 
Landes in europäische Strukturen im Weg ge- 
standen haben; 

(ii) sich der Bedeutung für Georgiens langfristige 
Stabilität und Sicherheit bewusst, dass die Zen- 
tralregierung die Kontrolle über Abchasien und 
Südossetien wiedergewinnt, jedoch in Anbe- 
tracht dessen, dass die Zeit für einen bedeuten- 
den Wandel in diesen Regionen noch nicht reif 
sein dürfte und dass die Umstrukturierung der 
staatlichen Institutionen und die Wiedereinfüh- 
rung der Rechtsstaatlichkeit in dem von der Re- 
gierung kontrollierten Gebiet gegenwärtig Priori- 
tät haben müssen; 

(iii) in der Auffassung, dass unterdessen die Europäi- 
sche Union, die Russische Föderation und die 
Vereinigten Staaten gemeinsam mit der OSZE 
und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
anhaltende Anstrengungen unternehmen sollten, 
um den Boden für eine künftige umfassende und 
friedliche Lösung der Konflikte in Abchasien 
und Ossetien zu ebnen; 

(iv) in Anbetracht dessen, dass Russland seine Trup- 
pen aus den in Georgien verbleibenden Militär- 
basen noch nicht abgezogen hat, wie im Novem- 
ber 1999 in Istanbul vereinbart, und dass es 
weiterhin enge Beziehungen zur abchasischen 
und zur südossetischen Führung unterhält; 

(v) daher in der Auffassung, dass Russland in Anbe- 
tracht seines Beharrens auf einer zentralen Re- 
gierungsautorität zu Hause eine spezielle Verant- 
wortung trägt, um so zu handeln, dass es dazu 
beiträgt, Stabilität und Sicherheit in Georgien zu 
konsolidieren und folglich eine Politik zu ver- 
meiden, die sich abspaltende Regionen in den 
Nachbarländern unterstützt; 

(vi) angesichts dessen, dass der EU- Sondervertreter 
für den Südkaukasus ebenfalls eine Rolle bei der 
Förderung gutnachbarschaftlicher Beziehungen 
zwischen Georgien und Russland spielen könnte; 

(vii) in Anbetracht dessen, dass die Regierung Armeni- 
ens eine Reihe notwendiger wichtiger Reformen 


Von der Versammlung am 30. November 2004 (7. Sitzung) auf der 
Grundlage des geänderten Texts verabschiedet. 
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zur Einführung einer guten Regierungsführung, 
Transparenz und Verantwortlichkeit sowie der 
Rechtsstaatlichkeit noch nicht durchgeführt hat; 

(viii) mit Bedauern darüber, dass sich die Opposition 
mehr als ein Jahr nach den jüngsten Parlaments- 
wahlen noch immer weigert, an den parlamenta- 
rischen Beratungen teilzunehmen, und dass sie 
sehr wenig Möglichkeiten hat, ihre Ansichten 
über die elektronischen Medien einer breiteren 
Öffentlichkeit bekannt zu machen; 

(ix) sich dessen bewusst, dass das ungelöste Problem 
von Nagomo-Karabach und die Tatsache, dass 
Armenien ca. 20 Prozent des Staatsgebiets von 
Aserbaidschan besetzt hält, Armeniens Innenpo- 
litik und seine außenpolitischen Beziehungen be- 
herrscht, was weitgehend negative Folgen für die 
dringend benötigte soziale, wirtschaftliche und 
politische Entwicklung innerhalb des Landes hat; 

(x) mit Bedauern darüber, dass die bilateralen Bezie- 
hungen zwischen Armenien und der Türkei aus 
einer Reihe von Gründen, zu denen ethnische Af- 
finitäten und die Ereignisse der Geschichte gehö- 
ren, festgefahren zu sein scheinen, wobei keine 
Partei in der Lage zu sein scheint, einen ersten 
mutigen Schritt zu wagen, während eine offene 
Grenze zwischen den beiden Ländern - die zu ei- 
ner wirtschaftlichen Entwicklung und dem Auf- 
bau gegenseitigen Vertrauens führen würde - im 
Interesse der gesamten Region wäre; 

(xi) in Anbetracht dessen, dass, wenn Aserbaidschan 
langfristig Stabilität und eine ausgewogene Ent- 
wicklung erzielen soll, sein politisches und sozio- 
ökonomisches System transparenter und verant- 
wortlicher gemacht werden muss, insbesondere 
umso mehr in Anbetracht der Präferenz der ge- 
genwärtigen Führung für eine Weiterführung der 
sekulären staatlichen Strukturen auf einem mos- 
lemischen Staatsgebiet; 

(xii) in Anerkennung dessen, dass Armeniens Ölfel- 
der ein sehr wichtiger Faktor für die wirtschaftli- 
che Entwicklung des Landes sind, jedoch mit Be- 
dauern darüber, dass nur ein relativ kleiner Teil 
der Bevölkerung in der Lage ist, von diesem 
neuen Wohlstand zu profitieren und dass die Re- 
gierung nicht genügend zur Modernisierung und 
Entwicklung weiterer anderer Sektoren der Wirt- 
schaft unternimmt, um sicherzustellen, dass das 
Land weniger anfällig für Krisen innerhalb des 
Energiesektors ist; 

(xiii) mit Bedauern darüber, dass der Konflikt um Na- 
gomo-Karabach zehn Jahre nach dem Waffen- 
stillstandsabkommen noch immer ungelöst ist, 
trotz der vielen multilateralen und bilateralen 
Anstrengungen zum Aushandeln einer friedli- 
chen Lösung; und sich ebenfalls dessen bewusst, 
dass dies das wichtigste Hindernis ist, das einer 
lebenswichtigen regionalen Zusammenarbeit im 
Wege steht; 


(xiv) in der Auffassung, dass die Bündnispartner auf 
allen Seiten dieses ungelösten Konflikts alle An- 
strengungen unternehmen sollten, um das gegen- 
wärtige Patt zu überwinden, das zu Versuchen 
führt, eine Lösung mit Gewalt herbeizuführen, 
und zu der damit verbundenen Gefahr eines 
Wettrüstens; 

(xv) in Anbetracht dessen, dass die Fühmngen Arme- 
niens und Aserbaidschans entschiedene Anstren- 
gungen unternehmen werden müssen, um die öf- 
fentliche Meinung darauf vorzubereiten, eine 
friedliche Lösung des Gebens und Nehmens auf 
beiden Seiten zu akzeptieren, die letztendlich zu 
einer verstärkten Stabilität und wirtschaftlichen 
Entwicklung in der Region führen wird; 

(xvi) sich dessen bewusst, dass die Länder des Süd- 
kaukasus für die EU eine strategische Bedeutung 
in ihrem eigenen Recht haben, da sie eine Kon- 
taktstelle zwischen verschiedenen Kulturen, 
Transitländer für Energieliefemngen und das Tor 
zu Zentralasien sind; 

(xvii) daher mit Genugtuung über den Beschluss des 
Europäischen Rates, sie in die Europäische 
Nachbarschaftspolitik aufzunehmen, und über 
die speziellen Aktionspläne der Europäischen 
Kommission, die Anreize für Reformen bieten 
und zur regionalen Zusammenarbeit beitragen 
sollten; 

(xviii) in Anbetracht dessen, dass es verfrüht ist, über 
einen Stabilitätspakt für die Kaukasusregion 
nachzudenken, während die Konflikte in Ab- 
chasien, Südossetien und Nagomo-Karabach 
noch immer ungelöst sind; 

(xix) angesichts dessen, dass in Armenien, Aserbaid- 
schan und Georgien 

1 . die Stabilität durch eine Erhöhung der Trans- 
parenz, Effektivität und Verantwortlichkeit 
der öffentlichen Institutionen erheblich ver- 
stärkt würde; 

2. die Bekämpfung der Korruption eine Priorität 
sein sollte, da ein sichtbarer Erfolg auf die- 
sem Gebiet mehr als alles andere zur Stabili- 
siemng der Gesellschaft und zum Anziehen 
ausländischer Investoren beitragen würde; 

3. noch viel getan werden muss, um die Freiheit 
und Unabhängigkeit der Presse und der elek- 
tronischen Medien zu garantieren; 

4. die Schaffung eines Justizsystems gemäß den 
europäischen Normen entscheidend für die 
Entwicklung der Zivilgesellschaft und für 
eine gesunde Wirtschaft ist; 

(xx) sich der Tatsache bewusst, dass der Vertrag über 
konventionelle Abrüstung in Europa einer der 
Meilensteine der europäischen Sicherheit ist und 
mit Bedauern darüber, dass große Mengen von 
durch den Vertrag beschränktem Gerät noch im- 
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mer in Abchasien und Nagomo-Karabach zirku- 
lieren; 

(xxi) mit Genugtuung über die Beteiligung der Länder 
des Südkaukasus am NATO-Programm der Part- 
nerschaft für den Frieden, jedoch mit Bedauern 
darüber, dass die Partner ihre Partnerschaftsver- 
pflichtungen nicht immer erfüllen; 

(xxii) in der Hoffnung, dass Russland zu der Ansicht 
gelangen wird, dass es ein Interesse an der Stabi- 
lität im Südkaukasus hat und dass es bereit sein 
wird, einen positiven Beitrag zur Lösung der 
Konflikte zu leisten, die noch immer in den ver- 
schiedenen sich abspaltenden Regionen beste- 
hen; 

empfiehlt dem Rat, die europäische Union nachdrücklich 

dazu aufzufordem, 

1. an vorderster Stelle ihrer Prioritäten für die Re- 
gion eine starke europäische multidimensionale 
Anstrengung aufrecht zu erhalten unter Nutzung 
aller zur Verfügung stehenden Instrumente, um 
Wohlstand, Stabilität und Sicherheit des gesam- 
ten Südkaukasus zu erhöhen; 

2. alle Anstrengungen zu unternehmen, um zu ver- 
hindern, dass Armenien und Aserbaidschan ein 
Rüstungswettrennen beginnen in dem Versuch, 
den Konflikt um Nagomo-Karabach mit Gewalt 
oder durch die Androhung des Einsatzes von Ge- 
walt zu lösen; 

3. einen Aktionsplan zu entwickeln, der den Men- 
schen beider Länder zu verstehen hilft, dass die 
Beziehungen unter den Nachbarn auf den Kon- 
zepten der Zusammenarbeit und der friedlichen 
Lösung des Konflikts beruhen sollten; 

4. die Regiemngen Armeniens, Aserbaidschans und 
Georgiens davon zu überzeugen, dass die soforti- 
gen Prioritäten für Maßnahmen der Regiemng 
die Weiterentwicklung effizienter und transpa- 
renter staatlicher Institutionen und der demokra- 
tischen Regierungsfühmng sowie die Einführung 
der Rechtsstaatlichkeit und die Korraptionsbe- 
kämpfung sind; 

5. weiterhin auf der Schließung des Medzamor- 
Atomkraftwerks in Armenien bis zum Ende die- 
ses Jahrzehnts zu beharren und gleichzeitig alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um zur Bereit- 
stellung eines alternativen Energiekraftwerks für 
das Land beizutragen; 

6. die Türkei zu ermutigen, konstruktiv an der Sta- 
bilität im Südkaukasus zu arbeiten, unter ande- 
rem durch die Öffnung ihrer Grenzen zu Arme- 
nien, während sie Armenien daran erinnert, dass 
es die bestehende Grenze mit der Türkei gemäß 
dem internationalen Kars-Abkommen von 1921 
anerkennen muss. 


Empfehlung 752^ 

Betr. die Zusammenarbeit bei der 
Verteidigungssystembeschaffung in Europa - 
Antwort auf den Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung, 

(xxiii) ln Anbetracht dessen, dass der Acquis der West- 
europäischen Rüstungsgruppe (WEAG) und der 
Westeuropäischen Rüstungsorganisation (WEAO) 
bald auf die Europäische Verteidigungsagentur 
(EDA) übertragen wird, was es der Agentur er- 
möglichen wird, ihre Arbeit schneller und effizi- 
enter zu beginnen; 

(xxiv) in der Auffassung, dass die EDA auch die 
OCCAR (Gemeinsame Organisation für Rüs- 
tungskooperation) sowie die in der Absichtserklä- 
rung/Rahmenabkommen über die Umstruktu- 
rierung der europäischen Rüstungsindustrie 
dargelegten Grundsätze einschließen sollte; 

(xxv) unter Betonung, dass die Europäische Kommis- 
sion vor kurzem ein wenngleich bescheidenes, so 
doch nichtsdestoweniger bedeutendes Programm 
für die Sicherheitsforschung eingeleitet hat; 

(xxvi) in Anbetracht dessen, dass ein anderer Aspekt 
der von der Kommission in diesem Bereich er- 
griffenen Maßnahmen die Organisation eines Euro- 
päischen Marktes für Verteidigimgsgüter (lEPG) 
ist, der auf Bestimmungen für den innereuropäi- 
schen Wettbewerb und die innereuropäische Zu- 
sammenarbeit basiert, die sich auch auf den 
transatlantischen Wettbewerb und die transatlan- 
tische Zusammenarbeit erstrecken dürften; 

(xxvii) unter Hinweis darauf, dass der Zweck des Plan- 
ziels 2010 darin besteht, Bereiche zu identifizie- 
ren, in denen mehr Arbeit geleistet werden muss, 
wie die Gebiete der strategischen Transport-, 
Nachrichtendienst-, Überwachungs-, Zielerfas- 
sungs- und Aufklärungsfahigkeiten (ISTAR) so- 
wie der Befehls-, Kontroll-, Kommunikations-, 
Computer-, Nachrichtendienst-, Überwachungs- 
und Aufklärungsfähigkeiten (C41SR); 

(xxviii) in der Auffassung, dass eine Verteilung der F&T 
sowie der F&E-Projekte unter den 25 EU-Mit- 
gliedstaaten zur Fragmentierung und Zersplitte- 
rung der Rüstungsuntemehmen beitragen würde, 
während stattdessen eher ein Schwerpunkt auf 
Zusammenschlüssen und Gruppen erforderlich 
ist; 

(xxix) in der Auffassung, dass solche Zusammen- 
schlüsse und Gruppen entscheidend sind für die 
Schaffung „schwergewichtiger“ europäischer 
Konsortien, die in der Lage sind, wirksam inner- 
halb der EU zu konkurrieren und mit dem Pro- 
blem des Wettbewerbs und der Zusammenarbeit 


5 Von der Versammlung am 30. November 2004 (8. Sitzung) verab- 
schiedet. 
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mit amerikanischen Unternehmen fertig zu wer- 
den; 

(xxx) feststellend, dass die transatlantischen Beziehun- 
gen auf dem Rüstungsgebiet unter einem erheb- 
lichen Ungleichgewicht leiden, wobei die Verei- 
nigten Staaten einen ausgedehnten Zugang zum 
europäischen Markt haben, während europäische 
Unternehmen im wesentlichen auf politische 
Hürden stoßen; 

(xxxi) ferner in Anbetracht dessen, dass es der Auftrag 
der EDA ist, die erforderlichen Voraussetzungen 
für die Einrichtung einer Europäischen Rüs- 
tungstechnologischen und Industriellen Basis 
(EDITB) sowie eines wettbewerbsfähigen Euro- 
päischen Markts für Verteidigungsgüter (lEPG) 
zu schaffen und zu entwickeln; 

(xxxii) unter Betonung, dass im Gegensatz zum euro- 
päischen Raumfahrtsektor, der, was die Konsoli- 
dierung auf der Grundlage wichtiger Koopera- 
tionsprogramme anbelangt, eine beträchtliche 
Führungsposition innehat, der Landverteidi- 
gungssektor unter einer Spaltung seiner Indus- 
triestruktur und dem Fehlen wichtiger europäi- 
scher Programme leidet, und dass auch eine akute 
Notwendigkeit zur Konsolidierung des Seevertei- 
digungssektors besteht; 

(xxxiii) ebenfalls in der Auffassung, dass, was die Vertei- 
digungsgüterbeschaffung anbelangt, die EDA in 
der Lage sein sollte, nationale und kooperative 
Rüstungsgüterprogramme und die handelsübli- 
che Beschaffung zu verwalten; 

(xxxiv) in der Auffassung, dass die Eingliederung von 
OCCAR in die EDA gewährleisten würde, dass 
letztere in der Lage ist, ihre Rolle als Agentur für 
Beschaffungen und die Verwaltung von Beschaf- 
fungsprogrammen auszuüben; 

(xxxv) lebhaft beklagend, dass der Rat in seiner Antwort 
auf Empfehlung 747 keine Stellung zu den Vor- 
schlägen der Versammlung bezogen hat und dem 
Gesuch nicht nachgekommen ist, dem Präsiden- 
ten der Versammlung zu gestatten, eine Anspra- 
che bei der WEAG-Ministerratssitzung zu halten; 

empfiehlt dem Rat, 

1. im zweiten Teil seines 50. Jahresberichts die In- 
formationen zu aktualisieren, die er in seiner 
Antwort auf Empfehlung 747 nicht geben 
konnte; 

2. die Mitgliedstaaten nachdrücklich dazu aufzufor- 
dem, folgende Punkte zu berücksichtigen, damit 
die Europäische Verteidigungsagentur funktions- 
fähig wird: 

- die EDA sollte über die ihren Anforderungen 
entsprechenden finanziellen und Humanres- 
sourcen verfügen, indem sie auf die Erfah- 
rung von Organisationen wie WEAG und 
WEAO aufbaut, die in die Agentur eingeglie- 
dert werden; 


- die Interessen Dänemarks, Norwegens und 
der Türkei sollten in vollem Umfang berück- 
sichtigt werden; 

- Artikel 296 des Vertrags über die Schaffung 
der Europäischen Gemeinschaft sollte dahin- 
gehend geändert werden, dass er die Entste- 
hung eines wettbewerbsfähigen und offenen 
europäischen Rüstungsmarkts fordert; 

- es sollte einen produktiven Dialog zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten geben 
zur Herstellung und Wahrung eines wirkli- 
chen Gleichgewichts in den transatlantischen 
Beziehungen; 

- die EDA sollte eine treibende Kraft bei der 
Umwandlung der EDITB werden; zu diesem 
Zweck sollten die Mitgliedstaaten alle An- 
strengungen unternehmen, um sicherzustel- 
len, dass die Agentur in der Lage ist, ihre 
Aufgabe zu erfüllen; 

- die Dynamik zur Umwandlung der EDITB, 
die zu positiven Ergebnissen im Luftfahrtsek- 
tor geführt hat, sollte für die Land- und See- 
verteidigungssektoren fortgeführt werden; 

- Der Grundsatz der Nicht-Duplizierung sollte 
angewandt und dafür Sorge getragen werden, 
dass sichergestellt wird, dass die Länder we- 
der gemeinsam noch jedes für sich allein eu- 
ropäische Fähigkeitslösungen entwickeln, die 
bereits von anderen europäischen Partnern 
vorgeschlagen werden; 

- die Gewährleistung des Zugangs zu den best- 
möglichen Fähigkeits- und Technologielö- 
sungen ist die logische Folge dieses Grund- 
satzes, wenn man sich in Erinnerung ruft, 
dass die Staaten zur Vermeidung von Dupli- 
zierungen uneingeschränkten Zugang zu sol- 
chen Lösungen haben müssen; 

- die nationalen Märkte müssen für europäi- 
sche Lösungen geöffnet werden; 

- die Schaffung von Kooperationsprogrammen 
zur Behebung der Mängel bei den Fähigkei- 
ten der europäischen Streitkräfte sollte gefor- 
dert werden. 

Empfehlung 753® 

Betr. die transatlantische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Wehrtechnik 

Die Versammlung, 

(xxxvi) ln Anbetracht der Bedeutung guter Beziehungen 

in der transatlantischen Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der Wehrtechnik; 


^ Von der Versammlung am 30. November 2004 (8. Sitzung) verab- 
schiedet. 
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(xxxvii) dennoch nichtsdestotrotz feststellend, dass diese 
Beziehung, die eine Beziehung der Zusammenar- 
beit, aber auch des Wettbewerbs ist, unter einem 
unbestreitbaren Ungleichgewicht leidet; 

(xxxviii)betonend, dass als Folge dieses Ungleichge- 
wichts der amerikanische Markt für die europäi- 
schen Güter geschlossen ist; 

(xxxix) in Anbetracht dessen, dass ein weiteres Problem 
die Interoperabilität ist, insbesondere zwischen 
den europäischen und den amerikanischen Waf- 
fensystemen; 

(xl) mit Genugtuung über das von einer Reihe ameri- 
kanischer und europäischer Hochtechnologie- 
Unternehmen geschlossene Bündnis zur Ent- 
wicklung technologischer Normen, die die Kom- 
munikation zwischen künftigen Waffensystemen 
verbessern sollen; 

(xli) ferner in Anbetracht dessen, dass die Vereinigten 
Staaten fast sechzehn Mal so viele Verteidi- 
gungsgüter an die Europäische Union verkaufen, 
wie sie von ihr kaufen; 

(xlii) betonend, dass trotz der Umstrukturierung der 
europäischen Verteidigungsluftfahrtindustrien in 
den letzten Jahren diese Industrien wie auch die 
EU-Staaten selbst weiterhin von der Angst einer 
Dominierung des Europäischen Marktes durch 
die Vereinigten Staaten besessen sind; 

(xliii) feststellend, dass die amerikanischen Unterneh- 
men in diesem Sektor eine Reihe von Vorteilen 
haben, wie größere finanzielle Ressourcen vor 
allem im Bereich der technologischen Forschung 
und Entwicklung, einen nationalen Markt, der 
durch ein ganzes Arsenal protektionistischer Ge- 
setze geschützt ist, sowie einen eigenen Verbrau- 
cher in Form des US- Verteidigungsministeriums; 

(xliv) in Anbetracht dessen, dass die europäischen Un- 
ternehmen den US-Untemehmen nicht gleichge- 
stellt sind, da sie mit ihnen auf dem EU-Markt 
konkurrieren müssen; 

(xlv) in der Auffassung, dass, obgleich die EU-Staaten 
gemeinsame Programme unterzeichnet haben, 
ihre divergierenden wirtschaftlichen und politi- 
schen Interessen und ungleichen Haushalte zu 
den Schwierigkeiten der europäischen Rüstungs- 
industrien beitragen; 

(xlvi) daran erinnernd, dass die staatlichen Behörden 
die Verantwortung haben, das Gleichgewicht der 
Wirtschaftsbeziehungen im Wehrtechniksektor 
zu überwachen; 

(xlvii) ferner betonend, dass in Anbetracht der umfang- 
reichen Investitionen, die eine Reihe europäi- 
scher Staaten in das amerikanische Joint Strike 
Fighter JSF/F35 Programm getätigt haben, diese 
Summen nicht für ein europäisches Kampfflug- 
zeugprogramm verwendet werden können; 


(xlviii) angesichts dessen, dass folglich die technologi- 
sche Forschung und Entwicklung am stärksten 
vom Fehlen dieser Investitionen betroffen sein 
wird, die zur Entwicklung eines europäischen 
Programms für die europäischen Streitkräfte ver- 
wendet werden hätten können; 

(xlix) in diesem Zusammenhang feststellend, dass die 
rechtlichen Beschränkungen für Technologie- 
transfer, insbesondere auf dem Gebiet der 
„Stealth“-Technologie, es unwahrscheinlich ma- 
chen, dass eine solche Technologie für ein euro- 
päisches Programm wiederverwendet werden 
könnte; 

(1) angesichts dessen, dass die Gesetzgebung der 
Vereinigten Staaten ausländische Investitionen 
streng reglementiert, während sich amerikani- 
sche Unternehmen auf dem europäischen Markt 
keinen solchen Hindernissen gegenübersehen, 
und dass Technologietransfer in den Vereinigten 
Staaten ebenfalls rechtlichen Beschränkungen 
unterliegen, die es unmöglich machen, die Si- 
cherheit der Lieferung zu gewährleisten; 

(li) in Anbetracht dessen, dass die Vereinigten Staa- 
ten strategische Exporte kontrollieren und dass 
die amerikanischen Exportgesetze für Dual-use- 
Materialien in ihrem Geltungsbereich über das 
Staatsgebiet hinaus gehen, was bedeutet, dass sie 
auch für Güter gelten, die in Europa unter Ver- 
wendung amerikanischer Technologien herge- 
stellt wurden; 

(lii) unter Hinweis darauf, dass die Europäische Union 
unter geringen und punktuellen Verteidigungs- 
ausgaben und vor allem unter einem Mangel an 
konzertierten Aktionen und einer fehlenden Har- 
monisierung im Hinblick auf die Anforderungen 
und die Entwicklung der relevanten Industrien 
leidet; 

(liii) dennoch mit Genugtuung über die im Rahmen 
der OCCAR (Gemeinsame Organisation für Rüs- 
tungskooperation) unternommenen Anstrengun- 
gen und über die Schaffung der Europäischen 
Verteidigungsagentur (EDA), die zeigen, dass 
Europa, wenn seine Ressourcen auf kohärente 
Art und Weise mobilisiert werden, in der Lage zu 
sein scheint, wettbewerbsfähige Lösungen vorzu- 
stellen, die eine ausgewogene strategische Part- 
nerschaft mit den Vereinigten Staaten erlauben; 

(liv) in Anbetracht dessen, dass die EDA die beste- 
henden Organisationen und Initiativen im Rüs- 
tungsgüter- und F&E- Sektor zusammenbringen 
wird und dass sie für die Zusammenarbeit mit 
Drittländern, insbesondere den Vereinigten Staa- 
ten, zuständig sein wird; 

(Iv) betonend, dass die Europäische Kommission zu- 
ständig für die Handelsverhandlungen und die 
industriellen und technologischen Kooperations- 
programme mit den Vereinigten Staaten ist und 
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dass die EDA eine Rolle in dieser Zusammenar- 
beit finden muss; 

(Ivi) schließlich unter Hinweis auf die Empfehlung 
681 der Versammlung Betr. die Lücke in der 
Wehrforschung und Wehrtechnik zwischen Eu- 
ropa und den Vereinigten Staaten; 

empfiehlt dem Rat, die europäische Union 

aufzufordem, die Mitgliedstaaten zu ermutigen, Maßnah- 
men zu ergreifen, um zu gewährleisten, dass die Europäi- 
sche Verteidigungsagentur (EDA) Verantwortungen im 
Bereich der internationalen Zusammenarbeit, insbeson- 
dere der transatlantischen Zusammenarbeit übernimmt, 
unter Berücksichtigung folgender Punkte: 

- die Regierungen sollten so schnell wie möglich zu ei- 
ner Einigung über die Teilung der Verantwortung für 
das Funktionieren der Agentur gelangen; 

- das gegenwärtige Ungleichgewicht in der transatlanti- 
schen Zusammenarbeit könnte sozioökonomische 
Auswirkungen in Europa haben, was Arbeitsplätze 
und Außenhandel anbelangt; 

- die EDA könnte zu einer ausgewogeneren Rolle für 
die unterschiedlichen Partner beitragen, insbesondere 
angesichts der Tatsache, dass eines ihrer Ziele die 
Schaffung eines international wettbewerbsfähigen eu- 
ropäischen Verteidigungsgütermarktes ist; 

- die Europäische Rüstungstechnologische und Industri- 
elle Basis darf nicht nur für eine einseitige transatlan- 
tische Zusammenarbeit genutzt werden, die Europas 
strategische Autonomie der euroamerikanischen Inter- 
operabilität opfert; 

- wenn die europäische Politik zu diesen Fragen nicht 
neu definiert wird, läuft die Union Gefahr, zu einem 
Pool von Untervertragnehmem zu werden, auf den die 
Vereinigten Staaten zurückgreifen; 

- die EDA könnte dazu beitragen, eine solche Entwick- 
lung zu überprüfen, sofern sie die politischen und fi- 
nanziellen Mittel erhält, um dies zu tun; 

- im Hinblick auf eine wirksamere transatlantische Zu- 
sammenarbeit könnte die EDA die EU-Mitgliedstaa- 
ten ermutigen, eine ähnliche Verpflichtung wie die 
Prager Fähigkeitsverpflichtung einzugehen, um zual- 
lererst in der Lage zu sein, die Anforderungen für die 
Ausstattung der europäischen Streitkräfte zu erfüllen; 

- die EDA sollte einen Kanal für konzertierte Aktionen 
bieten und einen besseren Informationsfluss unter den 
Mitgliedstaaten bewirken, sie könnte jedoch auch 
dazu beitragen, die Interoperabilität zwischen den eu- 
ropäischen und den amerikanischen Verteidigungsgü- 
tem zu erhöhen und insbesondere die sie trennende 
Technologielücke zu verringern sowie neue gemein- 
same Ansätze im Hinblick auf Verteidigungsgüter zu 
entwickeln; 

- die EDA sollte gewährleisten, dass europäische Inves- 
titionen nicht nur amerikanischen Unternehmen oder 
gemeinsamen Programmen zugute kommen, die nicht 


zur Entwicklung einer autonomeren europäischen 
Rüstungsindustrie führen. 

Empfehlung 754’ 

Betr. unbemannte Kampfflugzeuge und die 
militärische Luftfahrt der Zukunft 

Die Versammlung, 

(Ivii) Unter Hinweis darauf, dass der Luft- und Raum- 
fahrtsektor mit seinen speziellen technischen Be- 
schränkungen und Anforderungen eine treibende 
Kraft für Fortschritt und Innovation ist; 

(Iviii) feststellend, dass die technologische Herausfor- 
derung der UCAVs (Unbemannte Kampfluftfahr- 
zeuge) wachsende Mittel in den Vereinigten 
Staaten, Europa und anderen Staaten mit fortge- 
schrittenen Verteidigungsindustrien mobilisiert; 

(lix) in Anbetracht dessen, dass der auf zukünftige mi- 
litärische UAV- (Unbemannte Luftfahrzeuge) und 
UCAV-Programme gelegte Schwerpunkt, was In- 
vestitionen und Forschung, Technologie, Ent- 
wicklung und Evaluierung (FTE&E) anbelangt, 
sich unvermeidlich auf die zivile Komponente 
dieser Industrie auswirken wird; 

(Ix) in Anbetracht dessen, dass taktische UAVs in der 
Vergangenheit von den Streitkräften europäi- 
scher Länder für Operationen in Europa (Ko- 
sovo-Krieg) und anderen Teilen der Welt (Afgha- 
nistan, Afrika, Irak) regelmäßig eingesetzt 
wurden und dass dies auch weiterhin der Fall 
sein wird und dass ihre Transportfähigkeit und 
leichte Einsetzbarkeit sowie ihre modulare 
Struktur und Kosteneffizienz sie unerlässlich und 
unvermeidlich gemacht haben; 

(Ixi) unter Hinweis darauf, dass UAVs bisher für 
nachrichtendienstliche, Überwachungs-, Zieler- 
fassungs- und Aufklärungsmissionen eingesetzt 
wurden; 

(Ixii) angesichts dessen, dass das Aufkommen der 
UCAVs ein neues Kapitel in der Geschichte der 
militärischen und zivilen Luftfahrt eröffnen wird, 
denn mehr als um ferngesteuerte Maschinen han- 
delt es sich um echte Multimissions-, Multifünk- 
tionskampffiugzeuge, die autonom und in der 
Lage sind, sich ihrem spezifischen Umfeld anzu- 
passen; 

(Ixiii) in Anbetracht dessen, dass das UCAV-Konzept 
ein neues Waffensystem darstellt, dessen Einfüh- 
rung die Militärdoktrinen und Gefechtsbestim- 
mungen für die Militärstreitkräfte erheblich än- 
dern wird, und dass der Einsatz dieser 
Technologie als ein Mittel zur Rationalisierung 
der Luftstreitkräfte betrachtet wird, da er die 


Von der Versammlung am 30. November 2004 (8. Sitzung) verab- 
schiedet. 
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menschlichen Eingriffe und die damit verbunde- 
nen Zwänge reduziert; 

(Ixiv) im Hinblick darauf, dass es eine Reihe unter- 
schiedlicher europäischer UCAV- Projekte oder 
laufender Programme gibt, wie das von Frank- 
reich geführte AfeMron-Programm unter Beteili- 
gung von Belgien, Griechenland, Spanien, 
Schweden und der Schweiz; 

(Ixv) ferner in Anbetracht dessen, dass der Einsatz von 
UAVs eine logische Entwicklung ist, die aus der 
Revolution im Wehrdienst (RMA) und dem tech- 
nologischen Fortschritt resultiert, insbesondere 
auf den Gebieten der Informationstechnologie 
und der Miniaturisierung; 

(Ixvi) im Hinblick darauf, dass nur die Länder mit einer 
gut entwickelten Luftfahrtindustrie und techno- 
logischen/lT-Grundlage in der Lage sein werden, 
eine entscheidende Rolle auf dem Gebiet strate- 
gischer UAVs und UCAVs zu spielen; 

(Ixvii) die Notwendigkeit betonend, eine Streuung der 
europäischen Anstrengungen auf diesem Gebiet 
zu vermeiden, wie es in der Vergangenheit häufig 
für andere Waffensysteme der Fall war; 

(Ixviii) betonend, dass diese Fragen für einen wichtigen 
Aspekt der ESVP relevant sind, nämlich die Eu- 
ropäische Rüstungstechnologische und Industri- 
elle Basis (EDITB) und die europäischen For- 
schungs-, Technologie-, Entwicklungs-, und 
Evaluierungs- (FTE&E) Fähigkeiten; 

(Ixix) angesichts dessen, dass die im Gang befindlichen 
Anstrengungen der Industrie auch eine über- 
zeugte politische Unterstützung und eine Gesamt- 
vision der Integration dieser neuen Waffensys- 
teme erfordern und dass die ECAP (Europäischer 
Aktionsplan zu den Fähigkeiten) Projektgruppen 
und die Europäische Verteidigungsagentur (EDA) 
für diese Integration verantwortlich sind; 

(Ixx) unter Hervorhebung der Wichtigkeit einer Fort- 
setzung des ETAP-Programms (Europäisches 
Technologieerwerbsprogramm) für zukünftige 
Kampfflugzeuge, von denen die UCAV-Demon- 
strationsmodelle eines der vielversprechendsten 
Elemente sind; 

(Ixxi) ferner unter Hinweis darauf, dass die Interopera- 
bilität für UAV/UCAV-Systeme von entscheiden- 
der Bedeutung ist und dass die NATO auf euro- 
atlantischer Ebene die Verantwortung für die 
Definition einer „gemeinsamen Sprache“ unter 
den Bündnispartnern und für die Gestaltung der 
Architektur eines gemeinsamen Betriebssystems 
ist; 

(Ixxii) schließlich in Anbetracht dessen, dass, sofern 
keine gemeinsame Anstrengung unternommen 
wird - die auch eine Bereitschaft von Seiten der 
Vereinigten Staaten erfordert, mit Europa für alle 
Typen unbemannter Fahrzeugprojekte zusam- 


menzuarbeiten - die amerikanischen und europäi- 
schen Truppen mittelfristig nicht mehr dazu in 
der Lage sein werden, gemeinsame Operationen 
in wenig bis mittelintensiven Konflikten durch- 
zuführen, 

empfiehlt dem Rat, die WEU-Länder zu ersuchen, 

1. die europäischen Anstrengungen zur Gestaltung 
und Entwicklung von UAV- und UCAV-Techno- 
logiedemonstrationsmodellen aktiv zu unterstüt- 
zen durch eine Erhöhung ihrer politischen, finan- 
ziellen, technologischen und industriellen 
Beteiligung; 

2. ln dieser Hinsicht folgenden Faktoren Rechnung 
zu tragen: 

- Das Konzept unbemannter, ferngesteuerter 
oder autonomer Fahrzeuge wird, angewandt 
auf Luft-, Land- oder Seewaffensysteme, 
Auswirkungen auf die Verteidigungsdoktri- 
nen und die operationellen Truppengefechte 
haben; 

- Es ist notwendig, eine Gesamtvision der Inte- 
gration dieser neuen Waffensysteme zu besit- 
zen, die darauf ausgerichtet sind, die existie- 
renden bemannten Systeme zu verbessern 
bzw. zu ersetzen; 

- Die europäischen Länder müssen einen frag- 
mentierten Ansatz, Konkurrenz untereinander 
und eine Duplizierung der Anstrengungen 
vermeiden, da dies auf lange Sicht kostspielig 
und ineffektiv ist; 

- Ein gewisses Maß an Spezialisierung und 
wechselseitiger Abhängigkeit muss hinge- 
nommen werden, um zu vermeiden, dass 
diese Programme aufgrund gegensätzlicher 
Anforderungen festfahren; 

- Die Europäer müssen ihre eigenen Netze ent- 
wickeln, die nach dem Baukastenprinzip an 
europäische oder transatlantische Koalitionen 
angepasst werden können im Einklang mit 
dem effektiven Multilateralismus, der von der 
Europäischen Sicherheitsstrategie vom De- 
zember 2003 befürwortet worden war; 

- Die Wahrung einer optimalen Höhe transat- 
lantischer Interoperabilität ist von entschei- 
dender Bedeutung, und die Verantwortung für 
das Finden eines gemeinsamen Betriebssys- 
tems unter den Vereinigten Staaten und ihren 
Bündnispartnern liegt zuallererst bei der 
NATO; 

- Die europäischen Militärorgane und die Eu- 
ropäische Verteidigungsagentur (EDA) müs- 
sen eine gemeinsame, interoperable und aus- 
tauschbare europäische Norm entwickeln, die 
einen Bezug für die Wechselwirkung zwi- 
schen den europäischen und den amerikani- 
schen Systemen darstellen könnte. 
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Empfehlung 75 5 * 

Betr. die Dimension des Weitraums in der 
Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik 

Die Versammlung, 

(Ixxiii) ln Anbetracht dessen, dass die jüngsten weltwei- 
ten Krisen gezeigt haben, dass Weltraumsysteme 
eine entscheidende Rolle bei der Situationsbeur- 
teilung und zur Gewährleistung der Effektivität 
der eingesetzten Truppen spielt; 

(Ixxiv) in der Auffassung, dass es nicht möglich ist, die 
Autonomie der ESVP langfristig zu garantieren 
ohne eine umfassende Weltraumkomponente ein- 
schließlich Bodenstationen und weltraumge- 
stützten Systemen, Satelliten-Datenverarbei- 
tungszentren und Allwetter-Beobachtungs-, 
Kommunikations- und Navigationssatelliten; 

(Ixxv) in der Erwägung, dass der einzige Weg für Eu- 
ropa, damit anzufangen, die technologische Lü- 
cke zwischen sich und den Vereinigten Staaten zu 
schließen im Hinblick auf die netzwerkorientier- 
ten Fähigkeiten - insbesondere die nachrichten- 
dienstlichen, Überwachungs-, Zielerfassungs- 
und Aufklärungsfähigkeiten (ISTAR) - darin 
besteht, substantielle finanzielle, Forschungs- 
und industrielle Investitionen zu leisten und eine 
europäische Weltraumverteidigungsfahigkeit zu 
entwickeln, die von der ESVP und der NATO ge- 
nutzt wird; 

(Ixxvi) die wachsende Tendenz integrierender moderner 
Waffensysteme betonend - Flugzeuge, unbe- 
mannte Beobachtungs- und Kampffahrzeuge, ro- 
botisierte und autonome Systeme, Führungs- 
(C2) Boden-, Luft- und Seesysteme - die durch 
ineinandergreifende Netze einen wachsenden 
Strom von Computer-, Ton- und Bilddaten be- 
wältigen; 

(Ixxvii) in Anbetracht dessen, dass weltraumgestützte 
Mittel, insbesondere Beobachtungs- und Kom- 
munikationssatelliten, von wesentlicher Bedeu- 
tung sind, damit diese Verteidigungsnetzwerke 
korrekt und wirksam operieren; 

(Ixxviii)mit Bedauern darüber, dass die europäische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Weltraumver- 
teidigungsfähigkeiten noch immer unter einer 
Duplizierung der Anstrengungen und der Auftei- 
lung der finanziellen und technischen Ressourcen 
leidet, die in Projekte investiert werden, die, ob- 
gleich sie sinnvoll sind, sehr begrenzt im Hinblick 
auf das sind, was sie wirklich erreichen, ungeach- 
tet der gesamten durchgeführten Forschungs-, 
technologischen und Entwicklungsarbeit und al- 
ler Verteidigungstests; 


^ Von der Versammlung am 30. November 2004 (8. Sitzung) verab- 
schiedet. 


(Ixxix) in der Auffassung, dass die Europäische Rüs- 
tungstechnologische und Industrielle Basis (EDITB) 
nicht in der Lage sein wird, ihr volles Potenzial 
zu entwickeln und international wettbewerbsfä- 
hig bei Spitzenverteidigungstechnologien mit zu- 
sätzlichem Nutzen zu sein, wenn sie nicht über 
eine wirkliche Weltraumkomponente verfügt; 

(Ixxx) mit Genugtuung über den Start der europäischen 
Galileo- (Satellitennavigations-) und Globalen 
Umwelt- und Sicherheitsüberwachungs- (GMES) 
Programme mit zivilem und militärischem Nut- 
zen sowie Europas erklärte Entschlossenheit voll 
und ganz unterstützend, eine autonome Satelliten- 
startfähigkeit beizubehalten; 

(Ixxxi) in der Auffassung, dass die Europäische Verteidi- 
gungsagentur im Rahmen ihres Aufgabenbe- 
reichs Weltraumprogrammen und damit verbun- 
denen Technologien Priorität einräumen sollte in 
enger Abstimmung mit der relevanten Projekt- 
gruppe des Europäischen Aktionsplans zu den 
Fähigkeiten (EC AP) und in Zusammenarbeit mit 
dem Militärpersonal der EU, das nationale Sach- 
verständige und Vertreter des Europäischen Ver- 
bands der Luftfahrt-, Raumfahrt- und Verteidi- 
gungsindustrien (ASD) konsultiert; 

(Ixxxii) in Anbetracht der erklärten Entschlossenheit der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ver- 
stärkte politische und militärische Fähigkeiten 
für das internationale Krisenmanagement und die 
Ausführung der Petersberg-Aufgaben zu erwer- 
ben; 

(Ixxxiii) mit Genugtuung über die jüngsten Beschlüsse des 
Europäischen Rats, der EU eine schnelle Einsatz- 
truppe für Missionen des internationalen militäri- 
schen Krisenmanagements zu geben, insbeson- 
dere durch die Schaffung von Gefechtsverbänden 
bestehend aus 1500 Truppen, die zu einem äu- 
ßerst kurzfristigen Einsatz bereit stehen; 

(Ixxxiv) die Anstrengungen der NATO unterstreichend, 
um die zu ihrer Verfügung stehenden Truppen 
dynamischer zu machen durch die Schaffung ei- 
ner NATO-lnterventionstruppe, einer über Hoch- 
technologie verfügenden schnellen Eingreif- 
truppe; 

(Ixxxv) in der Überzeugung, dass, wenn beide Initiativen 
erfolgreich sein sollen, sie sehr hohe nachrich- 
tendienstliche und Datenverarbeitungskriterien 
erfüllen müssen, was unter anderem C41SR- 
(Führungs-, Kommunikations-, Computer, Nach- 
richtendienst-, Überwachungs- und Aufklärungs-) 
Fähigkeiten sowie Zugang zu weltraumgestütz- 
ten Beobachtungs- und Kommunikationssyste- 
men erfordert; 

(Ixxxvi)in der Erwägung, dass der einzige Weg, wie 
diese Anforderungen angesichts des Ausmaßes 
aller wirtschaftlichen, verteidigungspolitischen. 
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industriellen und technologischen Herausforde- 
rungen wirksam erfüllt werden können, der ei- 
ner verstärkten europäischen Zusammenarbeit 
ist; 

(Ixxxvii)in der Auffassung, dass diese Frage Gegenstand 
einer breiten Diskussion nicht nur zwischen den 
Regierungen und der Industrie, sondern auch mit 
den nationalen Parlamenten sein sollte, die über 
die relevanten Haushalte abstimmen, um die Un- 
terstützung und Zustimmung der europäischen 
Wähler und Steuerzahler zu erhalten; 

empfiehlt dem Rat, die WEU-Mitgliedstaaten zu ersu- 
chen, sich im Rahmen der EU darum zu bemühen, 

1 . Unverzüglich eine enge Beziehung zwischen der 
Europäischen Verteidigungsagentur, die ihre ei- 
gene „Weltraumabteilung“ besitzen sollte, und 
der Europäischen Weltraumorganisation herzu- 
stellen, damit sie sich mit den speziellen Anfor- 
derungen weltraumgestützter Systeme für die 
ESVP befassen; 

2. eine Politik der Interoperabilität und des Fähig- 
keitenaustausches unter den bestehenden europäi- 
schen weltraumgestützten Beobachtungs- und 
Telekommunikationssystemen zu entwickeln; 

3. die Reaktionsfähigkeit des EU-Satellitenzen- 
trums in Torrejön zu verbessern, indem sie es mit 
einer angemessenen Militärzelle ausstatten; 

4. zu untersuchen, wie weltraumgestützte Beobach- 
tungssysteme für die Grenzüberwachung, ins- 
besondere in Seegebieten, eingesetzt werden 
können, um illegale Einwanderung und Drogen- 
handel zu verhindern; 

5. das Galileo-System nachdrücklich zu unterstüt- 
zen und insbesondere zu definieren, welche 
Dienste es für die ESVP leisten soll, sowie die 
für den Öffentlich Regulierten Dienst (PRS) be- 
nötigten Finanzmittel bereitzustellen; 

6. eine Politik der langfristigen Erhaltung der euro- 
päischen autonomen Satellitenstartfähigkeit zu 
entwickeln; 

7. die Anstrengungen zur Entwicklung einer euro- 
päischen Zusammenarbeit für Weltraumsysteme 
zu unterstützen, insbesondere durch die laufen- 
den Programme für technologische Demonstra- 
tionsmodelle (elektronische Überwachung, Früh- 
warnung, Laserverbindungen usw.); 

8. diese Weltraumsystemprogramme für die ESVP 
zu entwickeln im Hinblick darauf, im Einklang 
mit dem Planziel 2010 der Europäischen Union 
die Instrumente an die Hand zu geben, die sie be- 
nötigt, um autonom Informationen zu erhalten, 
die die Grundlage für politische Beschlüsse wäh- 
rend einer Krise darstellen. 


Entschließung 124^ 

Betr. die Entwicklung der interparlamentarischen 
Zusammenarbeit unter den Mittelmeerländern 

Die Versammlung, 

(Ixxxviii)Mit Genugtuung über die Gründung der Euro- 
mediterranen Parlamentarischen Versammlung 
(EMPA) und ihrem Präsidenten viel Erfolg auf 
dem Gebiet der interparlamentarischen Kontrolle 
im gemeinsamen Interesse der Mittelmeer-Anrai- 
nerstaaten wünschend, 

(Ixxxix) sich der Notwendigkeit bewusst, allen Formen 
der Zusammenarbeit zwischen den Ländern in 
diesem geographischen Gebiet, die in kultureller, 
wirtschaftlicher und politischer Hinsicht wech- 
selseitig von einander abhängen, neuen Antrieb 
zu verleihen und Unterstützung zu geben; 

(xc) mit lebhafter Genugtuung die Fortschritte der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
im Mittelmeerraum (KSZM) zur Erzielung einer 
Einigung über die Satzung einer Parlamenta- 
rischen Versammlung begrüßend, die Parlamen- 
tarier aus allen Mittelmeer-Anrainerstaaten und 
anderen Ländern der Region zusammenbringen 
würde; 

(xci) mit dem Nutzen einer fünfzigjährigen Erfahrung 
einer interparlamentarischen Zusammenarbeit, 
die es Parlamentariern der europäischen Staaten 
ermöglicht, gemeinsame Haltungen zu konzipie- 
ren, insbesondere auf dem Gebiet der Sicherheit 
und Verteidigung; 

ersucht die euromediterrane parlamentarische Versamm- 
lung, 

1. der interparlamentarischen Kontrolle der regie- 
rungsübergreifenden Politik neuen Schwung zu 
verleihen, indem sie ein aufmerksames und gut 
informiertes Forum bietet, das in der Lage ist, 
Lösungen für die politischen Probleme, die den 
Mittelmeerraum betreffen, vorzuschlagen; 

2. an den Sicherheits- und Verteidigungsdebatten 
teilzunehmen, indem sie den Plenarsitzungen der 
WEU- Versammlung regelmäßig als Gastbe- 
obachter beiwohnt; 

3. es der WEU-Versammlung im Gegenzug zu er- 
möglichen, an ihren eigenen Sitzungen teilzu- 
nehmen, insbesondere, wenn heikle Fragen in 
Bezug auf die Sicherheit im Mittelmeerraum auf 
der Tagesordnung stehen; 

4. ständigen Kontakt zwischen den Sekretariaten 
der beiden Versammlungen zu halten, um Dos- 
siers und Dokumente zu Themen von gegenseiti- 
gem Interesse zu aktualisieren. 


^ Von der Versammlung am 1 . Dezember 2004 (9. Sitzung) verabschie- 
det. 
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äußert den Wunsch, 

5. eng mit der Parlamentarischen Versammlung des 
Mittelmeerraums zusammenzuarbeiten, sobald 
sie von der Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit im Mittelmeerraum (KSZM) geschaf- 
fen wurde. 

Empfehlung 75 6'° 

Betr. die Europäische Union und die 
Friedenserhaitung in Afrika 

Die Versammlung, 

(xcii) Unter Betonung der historischen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
schwarzafrikanischen Ländern und vielen euro- 
päischen Nationen sowie der Europäischen 
Union; 

(xciii) besorgt über das Fehlen einer dauerhaften Lö- 
sung für Probleme der Instabilität und die von 
vielen afrikanischen Staaten, insbesondere der 
Elfenbeinküste, der Region Darfur im Sudan und 
der Region der Großen Seen (Burundi, Demokra- 
tische Republik Kongo und Ruanda) durchlebten 
Konflikte sowie ihrer Besorgnis Ausdruck ver- 
leihend angesichts der sich verschlechternden 
politischen und wirtschaftlichen Lage in Zim- 
babwe; 

(xciv) in Anbetracht dessen, dass die Lage im Hinblick 
auf Frieden und Sicherheit in ganz Afrika weiter- 
hin äußerst instabil ist aufgrund des Fortbeste- 
hens von Krisenherden für bewaffnete Konflikte, 
großen Zahlen von Flüchtlingen und Vertriebe- 
nen und den Schwierigkeiten, die einer wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung des Kon- 
tinents im Wege stehen, die zum Teil infolge der 
schädlichen Folgen der AIDS-Pandämie zurück- 
gehalten wird; 

(xcv) in der Auffassung, dass es zuallererst in der Ver- 
antwortung der afrikanischen Staaten selbst liegt, 
ihre Streitigkeiten und internen Meinungsver- 
schiedenheiten zu schlichten nach den Prinzipien 
und Methoden, die sie für am besten geeignet 
halten und unter gebührender Wahrung des Völ- 
kerrechts und des humanitären Völkerrechts; 

(xcvi) hinweisend auf die wachsende Beteiligung der 
Afrikanischen Union bei der Lösung von Kon- 
flikten in Afrika, normalerweise mit friedlichen 
Mitteln und im Konsens; 

(xcvii) die Anstrengungen unterstützend, die die Afrika- 
nische Union zur Entwicklung ihrer Konfliktlö- 
sungs- und Krisenmanagement-Fähigkeiten un- 
ternimmt; 


Von der Versammlung am 1 . Dezember 2004 (9. Sitzung) verabschie- 
det. 


(xcviii) in der Auffassung, dass dieser Prozess nur durch 
die Verstärkung der bilateralen und multilatera- 
len Zusammenarbeit im Hinblick auf das Krisen- 
management zwischen den afrikanischen Län- 
dern und den betroffenen europäischen Ländern 
sowie zwischen EU und AU schnell und zufrie- 
denstellend vollzogen werden kann; 

(xcix) in der Erwägung, dass die EU mit ihrer besonde- 
ren Beziehung zu Schwarzafrika eine kohärente 
und koordinierte mehrdimensionale Friedens- 
und Sicherheitspolitik für Afrika umsetzen sollte, 
in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen, 
der NATO und anderen betroffenen Organisatio- 
nen und Ländern; 

(c) die Auffassung vertretend, dass die für die Ge- 
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik der 
Union und für die Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zuständigen Institutionen 
eine subsidiäre Rolle bei der Koordinierung bila- 
teraler und multilateraler Initiativen zur Unter- 
stützung der afrikanischen militärischen Krisen- 
management-Fähigkeiten haben sollten; 

(ci) in Anbetracht dessen, dass die EU auch eine be- 
sondere Verantwortung besitzt, wirtschaftliche 
Unterstützung zur Entwicklung Schwarzafrikas 
zu leisten, insbesondere durch faire Handels- und 
Kooperationsvereinbarungen und durch die Öff- 
nung ihrer Märkte für afrikanische Produkte, 
Maßnahmen, die allesamt einen wichtigen Bei- 
trag zur Stabilität leisten würden; 

(cii) ihre Unterstützung für die europäischen Truppen 
zum Ausdruck bringend, die gegenwärtig als Teil 
der Stabilisierungs-, Puffer oder Friedenstrup- 
pen in Afrika stationiert werden; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die WEU-Nationen zu ermutigen, Unterstützung 
für die militärische Krisenmanagement-Fähig- 
keit der afrikanischen Länder zu leisten mit Hilfe 
von Bildungs-, Schulungs- und technischen Un- 
terstützungsprogrammen (Ausstattung und Lo- 
gistik); 

2. die Koordinierung zwischen den Unterstützungs- 
programmen für Sicherheit und Verteidigung zu 
verbessern, die einige WEU-Nationen zur Zeit 
mit Ländern Afrikas verbinden; 

3. sicherzustellen, dass die WEU-Nationen über die 
notwendigen operationeilen Fähigkeiten verfü- 
gen, um ggf. schnell in alle Krisen einzugreifen, 
die den regionalen und den internationalen Frie- 
den und die Sicherheit beeinträchtigen, insbeson- 
dere, wenn gegen die Menschenrechte verstoßen 
wird; 

4. die Europäische Union zu ermutigen, die Zusam- 
menarbeit mit der Afrikanischen Union auf dem 
Gebiet des zivilen und militärischen Krisenma- 
nagements zu verstärken; 
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5. die Versammlung über die von den WEU-Natio- 
nen ergriffenen Initiativen für Frieden und Si- 
cherheit in Afrika auf dem Laufenden zu halten. 

Entschließung 125" 

Betr. die Lage in der Ukraine 

Die Versammlung, 

(ciii) besorgt über die Lage in der Ukraine nach den 
Präsidentschafts- Stichwahlen vom 21. Novem- 
ber 2004; 

(civ) unter Betonung, dass die Ukraine ein strategisch 
wichtiges Land in Europa ist; 

(cv) in Anbetracht dessen, dass der Internationalen 
Wahlbeobachtungsmission (lEOM) zufolge die 
internationalen Normen für demokratische Wah- 
len in keiner der beiden Runden der Präsident- 
schaftswahlen eingehalten wurden und dass ins- 
besondere in der zweiten Runde „die staatlichen 
Exekutivbehörden und die Zentrale Wahlkom- 
mission einen fehlenden Willen an den Tag leg- 
ten, einen echten demokratischen Wahlprozess 
durchzuführen“; 

(cvi) in Anbetracht dessen, dass es Grund für ernst- 
hafte Zweifel gibt, ob die offiziellen Ergebnisse 
den Willen der ukrainischen Wählerschaft voll- 
ständig widerspiegeln; 

(cvii) ebenfalls in Anbetracht dessen, dass der gegen- 
wärtige Streit über die Präsidentschaftswahlen 
und ihr Ergebnis nur mit friedlichen Mitteln ge- 
löst werden kann; 

(cviii) feststellend, dass es im Interesse des Zusammen- 
halts der Ukraine und ihrer künftigen Entwick- 
lung ist, ausgewogene Beziehungen zu all ihren 
Nachbarn zu unterhalten, sowohl zur Europäi- 
schen Union als auch zu Russland; 

1 . ruft die ukrainischen Behörden nachdrücklich 
dazu auf, gemeinsam mit der OSZE/BDIMR 
die Wahlgesetze und den Wahlprozess zu 
überprüfen; 

2. ruft alle betroffenen Parteien auf, weiterhin 
vom Einsatz von Gewalt abzusehen und 
keine Provokationen zu verursachen; 

3. ersucht alle betroffenen Parteien nachdrück- 
lich, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um 
die Folgen der angeblichen Unregelmäßig- 
keiten, die bei den Präsidentschaftswahlen 
stattgefunden haben, wieder gutzumachen; 

4. fordert die politischen Behörden der Ukraine 
nachdrücklich dazu auf, eine Teilung der Ukrai- 
ne zu verhindern; 


•• Vom Ausschuss am 30. November 2004 und von der Versammlung 
am 1. Dezember 2004 (9. Sitzung) verabschiedet. 


5. unterstützt die Anstrengungen der internatio- 
nalen Gemeinschaft und insbesondere die 
Anstrengungen Javier Solanas, dem WEU- 
Generalsekretär und Hohem Beauftragten für 
die GASP, die verschiedenen Parteien in der 
Ukraine davon zu überzeugen, dass ein Kom- 
promiss getroffen werden sollte, damit die 
Regierung erwägt, welche Reformen notwen- 
dig sind, damit die Ukraine ein existenzfähi- 
ges demokratisches Land bleibt. 

Empfehlung 7 5 7 

Betr. die neuen Herausforderungen 
für die transatiantische 
Sicherheitszusammenarbeit 

Die Versammlung, 

(cix) ln Anerkennung dessen, dass die Vereinigten 
Staaten und Europa vitale Interessen gemeinsam 
haben wie die Wahrung demokratischer Werte 
und die Bekämpfung von Bedrohungen für Si- 
cherheit und Wohlstand; 

(cx) in Anbetracht dessen, dass die Nationale Sicher- 
heitsstrategie der Vereinigten Staaten und die 
Europäische Sicherheitsstrategie beide eine 
ziemlich ähnliche Analyse der Sicherheitsbedro- 
hungen für ihre jeweiligen Kontinente haben, 
dass die Vereinigten Staaten und die Europäische 
Union jedoch häufig im Gegensatz zueinander 
stehen im Hinblick auf die Methoden und Wege 
zur Bewältigung gemeinsamer Bedrohungen; 

(cxi) mit dem Ausdruck tiefer Sorge angesichts der 
Gefahr von Terroranschlägen, wie sie auf ameri- 
kanischen und auf europäischem Boden bei den 
entsetzlichen Ereignissen vom 11. September 2001 
in den Vereinigten Staaten und vom 11. März 
2004 in Madrid stattgefünden haben; 

(cxii) bestätigend, dass die Solidarität zwischen Euro- 
päern und Amerikanern bei der Bekämpfung des 
Terrorismus unteilbar ist; 

(cxiii) ebenfalls bestätigend, dass es von entscheidender 
Bedeutung ist, den Kampf gegen den Terroris- 
mus auf eine Art und Weise durchzuführen, die 
die Grundrechte sowie das Recht auf einen fairen 
Prozess respektiert, und daher ihrer Besorgnis 
über die Gefangenen in der Bucht von Gu- 
antänamo Ausdruck verleihend; 

(cxiv) im Bewusstsein der Bedeutung einer besseren 
Konsultation zwischen beiden Seiten des Atlan- 
tiks, insbesondere im Rahmen der NATO, und 
unter Betonung, dass ein Dialog nur dann sinn- 
voll geführt werden kann, wenn er im Geiste von 
Offenheit und gegenseitigem Verständnis erfolgt; 


•2 Von der Versammlung am 1. Dezember 2004 (10. Sitzung) auf der 
Grundlage des geänderten Texts verabschiedet. 
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(cxv) in Anbetracht des gemeinsamen Interesses, das 
die Vereinigten Staaten und Europa im Hinblick 
auf die Förderung des Nutzens politischer Sys- 
teme haben, die transparent sind und die Men- 
schenrechte wahren, sowie von gesunden, florie- 
renden Wirtschaften; 

(cxvi) im Hinblick auf den Wandel innerhalb der NATO 
und insbesondere der Anstrengungen zur Anpas- 
sung ihrer militärischen Fähigkeiten an die neuen 
Sicherheitsherausforderungen und die Auswei- 
tung der geographischen Grenzen der NATO-Ak- 
tionen; 

(cxvii) es für unerlässlich für die transatlantischen 
Bündnispartner erachtend, weiterhin in der Lage 
zu sein, nebeneinander zu operieren, und gleich- 
zeitig in Anerkennung dessen, dass Hochtechno- 
logiewaffen und -rüstung kein universales Mittel 
gegen alle Bedrohungen sind; 

(cxviii) mit Bedauern darüber, dass einige US-Behörden 
der Europäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik äußerst kritisch gegenüberstehen 
und dass selbst zahlreiche Politikanalysten 
fälschliche Ansichten darüber haben, wie die Eu- 
ropäer zu Fragen eingestellt sind und umgekehrt; 

(cxix) unter Betonung der Bedeutung, dass alle Mitglie- 
der der Vereinten Nationen alle ihre Resolutio- 
nen einhalten, und in diesem Zusammenhang die 
einseitige Anerkennung durch die Vereinigten 
Staaten der ehemaligen Jugoslawischen Republik 
Mazedonien als „Republik Mazedonien“ bekla- 
gend, da dies gegen den Geist der Resolutionen 
817 (1993) und 845 (1993) verstößt; 

(cxx) unter Hinweis auf die Entschlossenheit des Euro- 
päischen Rates, dass die Europäische Union über 
die Fähigkeit zu autonomen Aktionen verfügen 
muss, die von glaubwürdigen Militärstreitkräften 
zur Beantwortung internationaler Krisen unter- 
stützt wird; 

(cxxi) unter Betonung, dass die EU-Länder durch die 
Stärkung der Solidarität zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union, damit Europa 
einen stärkeren Einfluss auf die Weltangelegen- 
heiten erhält, zur Vitalität eines erneuerten Atlan- 
tischen Bündnisses und zur Festigung der Auto- 
rität der Vereinten Nationen beitragen können; 

(cxxii) unter Hinweis auf die dominierende und kon- 
struktive Rolle, die die Vereinigten Staaten und 
die europäischen Bündnispartner insbesondere 
durch die NATO in Afghanistan spielen und die 
Wahl von Präsident Karzai begrüßend, jedoch 
nichtsdestotrotz besorgt über den beunruhigen- 
den Machtaufstieg der Warlords und die weitere 
Ausdehnung der Opiumproduktion; 

(cxxiii) angesichts der Tatsache, dass die europäisch- 
amerikanische Zusammenarbeit für den Wieder- 
aufbau der Wirtschaft des Irak und die Verbesse- 
rung der Sicherheitsbedingungen in dem Land 


notwendig ist, insbesondere durch die Stärkung 
der irakischen Armee mit Hilfe der Militärausbil- 
dungsmission der NATO ; 

(cxxiv) in Anbetracht dessen, dass jede gangbare Lösung 
für den israelisch-palästinensischen Konflikt alle 
Parameter des Fahrplans einschließen muss und 
ebenfalls besorgt über den Weg, der durch den 
derzeit im Bau befindlichen Sicherheitszaun ein- 
geschlagen wurde, jedoch mit Genugtuung über 
die Verabschiedung des Plans durch die Knesset 
zum Rückzug Israels aus dem Gaza-Streifen; 

(cxxv) es für wesentlich erachtend, dass sich die transat- 
lantischen Bündnispartner nach dem Tod von 
Präsident Arafat eng koordinieren bei der Unter- 
stützung der Durchführung der für den 9. Januar 
geplanten Wahlen und bei der Förderung einer 
Erneuerung des Friedensprozesses in der Region; 

(cxxvi) im Hinblick darauf, dass der Iran die Geheimhal- 
tung eines ehrgeizigen Atomprogramms zugege- 
ben und die Herstellung von angereichertem 
Uran eingeleitet hat, ohne die Internationale 
Atomenergie-Organisation darüber zu informie- 
ren, und unter Berücksichtigung der jüngsten 
Forderungen an den Iran von Seiten des lAEO- 
Regierungsrates im Zusammenhang mit dem 
Atomprogramm des Landes; 

(cxxvii) in der inständigen Hoffnung, dass Amerikaner 
und Europäer ihre politischen Ämter Zusammen- 
legen werden, um eine Einhaltung und Stärkung 
der bestehenden Verträge zur Verhinderung der 
Verbreitung von nuklearen, chemischen oder bio- 
logischen Massenvemichtungswaffen zu gewähr- 
leisten; 

(cxxviii)unter Betonung, dass die transatlantische Zusam- 
menarbeit umso mehr gerechtfertigt ist, da die 
Gefahr der Verbreitung von Massenvemich- 
tungswaffen durch die Gefahr weiter vergrößert 
wird, dass terroristische Gmppen versuchen 
könnten, solche Waffen selbst herzustellen oder 
sie sich illegal für ihre eigenen Zwecke zu be- 
schaffen; 

empfiehlt dem Rat, die Regierungen der WEU-Mitglied- 

staaten aufzufordem, 

1 . sich nach den vor kurzem stattgefundenen Präsi- 
dentschaftswahlen in den Vereinigten Staaten zu 
verpflichten, eng mit Präsident Bush und der 
neuen Regierung zusammenzuarbeiten, auch in 
multilateralen Institutionen, um die Rechtsstaat- 
lichkeit zu fördern und eine gerechte, demokra- 
tische und sichere Welt zu schaffen; 

2. den Dialog innerhalb der NATO zu vertiefen, die 
das wichtigste Forum für die transatlantische 
Konsultation bleibt; 

3. sicherzustellen, dass die Anstrengungen, die EU 
und NATO zur Sicherung der neuen militäri- 
schen Fähigkeiten unternehmen, die beide zur 
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Bewältigung der neuen Sicherheitsherausforde- 
rungen wirklich benötigen, sich gegenseitig er- 
gänzen, und sich zu bemühen, Mängel auszuglei- 
chen und Duplizierungen in diesem Bereich zu 
beseitigen; 

4. sich zu verpflichten, den US-Behörden den ge- 
genseitigen Nutzen deutlicher zu erklären, der 
sich aus der Entwicklung der Europäischen Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik ergibt und 
daraus, dass diese Politik die Politik der NATO 
ergänzt; 

5. die Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa im Hinblick auf die Nach- 
richtendienste zu verstärken; 

6. ernsthafte und engagierte Anstrengungen zu un- 
ternehmen, um sicherzustellen, dass die amerika- 
nische Öffentlichkeit besser über die wichtigen 
Entwicklungen in Europa informiert wird, und 
umgekehrt; 

7. im Rahmen der ISAF die notwendigen Friedens- 
truppen und Provinziellen Wiederaufbauteams 
einzusetzen, die vor Ort in Afghanistan erforder- 
lich sind, und den Afghanen zusätzliche finanzi- 
elle Mittel für den Wiederaufbau bereitzustellen; 

8. ein ungeteiltes Engagement zu leisten zur Einset- 
zung einer starken NATO-Mission zur Ausbil- 
dung irakischer Sicherheitskräfte sowie gemein- 
sam im Rahmen von EU und UNO zu handeln, 
um sowohl zur politischen Stabilität im Irak als 
auch zum Wiederaufbau seiner Wirtschaft beizu- 
tragen; 

9. die Parteien im israelisch-palästinensischen Kon- 
flikt nachdrücklich dazu aufzufordem, alle im 
Fahrplan enthaltenen Maßnahmen anzuwenden 
mit dem Ziel, zu einer permanenten Lösung für 
den Konflikt zu gelangen auf der Grundlage von 
zwei Staaten, Israel und einem souveränen Paläs- 
tina, die Seite an Seite in Frieden und Sicherheit 
leben; 

10. mit sofortiger Wirkung eine ganz gezielte Strate- 
gie auszuarbeiten, um der Palästinenserbehörde 
bei der Überwachung und bei politischen und 
wirtschaftlichen Reformen sowie bei der Unter- 
stützung des Wahlprozesses zu helfen; 

1 1 . Druck auf den Iran auszuüben, um den an ihn ge- 
richteten Forderungen der Internationalen Atom- 
energie-Organisation nachzukommen und das 
Zusatzprotokoll der lAEO zu ratifizieren, das ein 
strengeres Inspektionssystem für Atomstandorte 
vorsieht; 

12. die Vereinigten Staaten davon zu überzeugen, die 
Einrichtung einer ständigen, unabhängigen inter- 
nationalen Agentur zur Überprüfung der Abrüs- 
tung zu unterstützen, die in der Lage sein sollte, 
dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen rasche 
Unterstützung zu leisten und die amerikanischen 
Behörden nachdrücklich dazu aufzufordem, den 


Vertrag über das Verbot von Kernwaffenversu- 
chen zu unterzeichnen; 

13. eine Einigung mit den Vereinigten Staaten da- 
rüber zu erzielen, die Priorität auf die Bekämp- 
fung der Ursachen des Terrorismus zu legen, insbe- 
sondere, indem man auf eine größere politische 
Offenheit und wirtschaftliche Entwicklung in der 
islamischen Welt hinarbeitet. 

Empfehlung 7 5 8 

Betr. den Einsatz europäischer Truppen 
auf dem Baikan 

Die Versammlung, 

(cxxix) ln Anbetracht dessen, dass die Erlangung von 
Frieden, Sicherheit und Stabilität auf dem Balkan 
im wesentlichen eine europäische Verantwortung 
ist, die umfassend erfüllt werden muss; 

(cxxx) in Anbetracht des Beschlusses des EU-Gipfels in 
Thessaloniki vom Juni 2003, dass die EU sich 
verpflichtet, den Reformprozess und die interna- 
tionale Zusammenarbeit in der Region zu unter- 
stützen und dass sie dem Beitritt aller südosteu- 
ropäischen Länder offen gegenübersteht, sofern 
diese die Kriterien von Kopenhagen erfüllen; 

(cxxxi) sich dessen bewusst, dass der Einsatz von Mili- 
tärstreitkräften auf dem Balkan für die absehbare 
Zukunft weiterhin ein entscheidender Bestandteil 
einer allumfassenden Strategie des Bündnisses 
zur Sichemng der langfristigen europäischen In- 
tegration und des Wohlstands für den Balkan 
bleiben muss; 

(cxxxii) überzeugt, dass NATO- und EU-Tmppen die 
Verantwortungen und Rollen auf dem Balkan ko- 
ordinieren müssen, während sie mit der Zeit die 
EU-Komponente erhöhen und die der NATO 
verringern müssen im Einklang mit der Übertra- 
gung einer wachsenden Autorität auf der Balkan- 
Halbinsel auf die EU; 

(cxxxiii)von neuem ihrem Engagement für eine volle 
letztendliche Beteiligung an der euroatlanti- 
schen Partnerschaft aller Länder des Balkans 
Ausdruck verleihend und in der Überzeugung, 
dass das europäische Militärmodell von Streit- 
kräften unter demokratischer Kontrolle eine be- 
deutende Rolle in diesem Prozess spielt; 

(cxxxiv)sich dessen bewusst, dass ein geteiltes Ziel einer 
EU-Mitgliedschaft durch wirtschaftliche Ent- 
wicklung und Regierungs- und Justizreformen 
die Präsenz europäischer Truppen auf dem 
Balkan zum zwischengemeinschaftlichen und 
zwischenstaatlichen Vertrauensaufbau politisch 
untermauert; 


Von der Versammlung am 1. Dezember 2004 (10. Sitzung) auf der 
Grundlage des geänderten Texts verabschiedet. 
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(cxxxv) nochmals betonend, dass die Stationierung auf 
dem Balkan einer beträchtlichen Anzahl Streit- 
kräfte zahlreicher europäischer Nationen, darun- 
ter Staaten, die nicht der Europäischen Union 
und der NATO angehören, weiterhin eine wich- 
tige Priorität bleiben muss ungeachtet anderer 
drängender Verpflichtungen in Afrika, Südost- 
asien und dem Nahen Osten; 

(cxxxvi) alarmiert angesichts der jederzeit möglichen 
Eventualität von Gewalt vor allem in Bosnien- 
Herzegowina, dem Kosovo, der Ehemaligen Ju- 
goslawischen Republik Mazedonien und Ser- 
bien-Montenegro und der damit verbundenen 
Notwendigkeit, über bereit stehende, schnell ein- 
setzbare Truppen innerhalb und außerhalb dieses 
Operationsgebietes zu verfügen; 

(cxxxvii)in der Auffassung, dass zur Zeit nur die Präsenz 
der KFOR, in qualitativer und quantitativer Hin- 
sicht verstärkt, den Frieden im Kosovo garantie- 
ren kann, und dass sie nicht in ihrer Größe und 
Fähigkeit verringert werden sollte, bevor eine po- 
litische Lösung über den Status des Kosovo mit 
internationalen Sicherheitsgarantien auf höchster 
Ebene gefunden wurde; 

(cxxxviii)in Anerkennung der politisch-militärischen Leh- 
ren, die bereits aus Operationen gezogen wurden, 
die von Streitkräften vieler europäischer Natio- 
nen seit der Aufspaltung der Jugoslawischen Fö- 
deration geführt wurden, insbesondere während 
des Bürgerkriegs in Bosnien-Herzegowina und 
seinen Folgen, im Kosovo und vor allem bei dem 
Einsatz einer EU-Truppe in der Ehemaligen Ju- 
goslawischen Republik Mazedonien im Jahre 
2003 für die Operation Concordia; 

(cxxxix)mit Genugtuung über den Beschluss des Euro- 
päischen Rates vom Dezember 2003, die Opera- 
tion Althea in Bosnien-Herzegowina zu führen 
als ein erster Schritt zur Schaffung eines europäi- 
schen Sicherheitsgebiets auf dem Balkan; 

(cxl) in der Überzeugung, dass die Wirksamkeit des 
europäischen Truppeneinsatzes auf dem Balkan 
zur Erhaltung des Friedens sich als ein entschei- 
dender Bestimmungsfaktor für die Glaubwürdig- 
keit der Sicherheits- und Verteidigungspolitik der 
Europäischen Union erweisen wird; 

(cxli) die Auffassung vertretend, dass die Operation 
Althea ein wichtiger und entscheidender Schritt 
für die Entwicklung der militärischen Krisenma- 
nagement-Fähigkeiten der EU ist, sowohl im 
Hinblick auf das eingesetzte Personal und Mate- 
rial als auch im Hinblick auf die Führungsstruk- 
turen der Truppe; 

(cxlii) in dem festen Willen, dass die auf dem Balkan 
eingesetzten europäischen Truppen immer einer 
klaren Befehlskette unterliegen sollten mit der 
erforderlichen Stärke, Ausstattung, logistischen 
Unterstützung und Reserven sowie angemesse- 
nen Eingriffsbestimmungen; 


(cxliii) in der Auffassung, dass eine angemessene An- 
wendung der Berlin-Plus-Vereinbarungen durch 
beide Organisationen unerlässlich ist für die Ent- 
wicklung und Stärkung einer strategischen Euro- 
päischen Sicherheits- und Verteidigungspartner- 
schaft zwischen der EU und dem Atlantischen 
Bündnis und als Beitrag zur Wiederherstellung 
des Gleichgewichts in den transatlantischen Be- 
ziehungen; 

(cxliv) mit Stolz auf die anhaltende Beteiligung der 
WEU auf dem Balkan von der Polizeimission in 
Albanien bis hin zu einer ständigen Reihe von 
Berichten über und Missionen in das Gebiet von 
Seiten der Versammlung; 

(cxlv) in der Erwägung, dass die Unterstützung durch 
die Bürger in den einzelnen Mitgliedstaaten und 
in ganz Europa sowie durch die Parlamentsmit- 
glieder von wesentlicher Bedeutung ist für die 
Einleitung und die Gewährleistung des Erfolgs 
militärischer und ziviler Krisenmanagementope- 
rationen unter der Leitung der EU bzw. der 
NATO, und dass dies erfordert, dass die nationa- 
len Parlamente und die zuständigen europäischen 
interparlamentarischen Versammlungen ihre 
Kontrollfunktion über die Handlungsweise der 
Regierungen und der euroatlantischen Institutio- 
nen ausüben; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die Regierungen der WEU-Nationen nachdrück- 
lich dazu aufzufordem, weiterhin substantielle, 
gut ausgestattete, gut ausgebildete und schnell 
einsetzbare Truppen auf dem Balkan beizubehal- 
ten bzw. Truppen, die sofort für Balkan-Opera- 
tionen verfügbar sind; 

2. die EU zu ermutigen, die erste Verantwortung für 
die Wahrung der friedlichen Stabilität in Bos- 
nien-Herzegowina im Rahmen der Operation Al- 
thea zu übernehmen und dabei eine wirkliche 
Verbindung zu der verbleibenden NATO-Präsenz 
in dem Land zu unterhalten; 

3. sicherzustellen, dass die WEU-Nationen in der 
KFOR starke Truppen im Kosovo beibehalten, 
bis eine definitive politische Lösung für das Ko- 
sovo mit Zustimmung aller Parteien, Gemein- 
schaften und interessierten Staaten umgesetzt 
wurde; 

4. die WEU-Nationen zu ermutigen, eine aktive Po- 
litik der Beteiligung an der Polizeiausbildung in 
Albanien, Bosnien-Herzegowina, dem Kosovo 
und der Ehemaligen Jugoslawischen Republik 
Mazedonien zu verfolgen mit einer zusätzlichen 
Präsenz europäischer Gendarmerie an Orten, wo 
organisiertes Verbrechen und Kleinkriminalität 
vorherrschen; 

5. sicherzustellen, dass die WEU-Nationen darauf 
hinarbeiten, die umfassende Beteiligung europäi- 
scher Militärkräfte am NATO-Programm der 
Partnerschaft für den Frieden zu gewährleisten. 
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um den Streitkräften der Balkan-Staaten gemein- 
same Normen und operationelle Verfahren einzu- 
prägen; 

6. die WEU-Nationen zu ermutigen, flexible Trup- 
penvereinbarungen zu entwickeln, um den loka- 
len Anforderungen, die von Gemeinsamen Euro- 
päischen Task Forces bis hin zu Kampftruppen 
und lokalen Verbindungs- und Beobachtungsteams 
reichen, gerecht zu werden, damit sie enger mit 
den Gemeinschaften arbeiten; 

7. die Zusammenarbeit und Koordinierung unter 
den WEU-Nationen weiterhin zu fördern im Hin- 
blick auf die Gewährleistung der Verfügbarkeit 
mobiler Führungsstäbe, Rahmennationen und an- 
gemessener Truppenreserven, die in kürzestmög- 
licher Zeit bereit sind für einen Einsatz in dem 
und innerhalb des Operationsgebiets, um jeden 
Ausbruch von Gewalt durch einen schnellen Ein- 
griff zu vereiteln; 

8. die Berlin-Plus-Vereinbarungen zum Schließen 
der Lücken bei der militärischen Fähigkeit und 
Ausstattung zu nutzen, die vor der Erfüllung des 
Planziels 2010 Bereiche mit militärischen Män- 
geln bei den europäischen Streitkräften sind; 


9. sicherzustellen, dass die WEU-Nationen die See- 
und Luftstreitkräfte bereit halten, die für eventu- 
elle drastische Maßnahmen zur Befriedung 
schwerwiegender Gewaltausbrüche erforderlich 
sind, die sich zu offenen Konflikten entwickelt 
haben; 

10. die WEU-Nationen zu ermutigen, allen Befehls- 
ebenen ein Bewusstsein der Notwendigkeit einer 
Wechselwirkung zwischen der politischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Dynamik der Friedens- 
erhaltung auf dem Balkan beizubringen, damit 
Europa einen dauerhaften „pax Balkanica“ er- 
zielt; 

11. die Versammlung über die europäischen und eu- 
roatlantischen Entwicklungen bei den militäri- 
schen Krisenmanagementfähigkeiten informiert 
zu halten, bei denen alle WEU-Nationen ermu- 
tigt werden sollten, eine umfassende Rolle zu 
spielen. 


Gerd Höfer, MdB 

Stellvertretender Leiter der Delegation 
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